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II 

(Rechtsakte ohne Gesetzescharakter) 

VERORDNUNGEN 

DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/676 DER KOMMISSION 

vom 10. April 2017 

zur Zulassung einer anderen gesundheitsbezogenen Angabe über Lebensmittel als Angaben über 
die Reduzierung eines Krankheitsrisikos sowie die Entwicklung und die Gesundheit von Kindern 

und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 432/2012 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 2006 
über nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben über Lebensmittel (1), insbesondere auf Artikel 18 Absatz 4, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 sind gesundheitsbezogene Angaben über Lebensmittel verboten, 
sofern sie nicht von der Kommission im Einklang mit der genannten Verordnung zugelassen und in eine Liste 
zulässiger Angaben aufgenommen wurden. 

(2)  Gemäß Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 wurde die Verordnung (EU) Nr. 432/2012 der 
Kommission (2) erlassen, mit der eine Liste zulässiger anderer gesundheitsbezogener Angaben über Lebensmittel 
als Angaben über die Reduzierung eines Krankheitsrisikos sowie die Entwicklung und die Gesundheit von 
Kindern festgelegt wurde. 

(3)  Die Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 sieht außerdem vor, dass Lebensmittelunternehmer bei der zuständigen 
nationalen Behörde eines Mitgliedstaats die Zulassung gesundheitsbezogener Angaben beantragen können. Die 
zuständige nationale Behörde leitet gültige Anträge zur wissenschaftlichen Bewertung an die Europäische Behörde 
für Lebensmittelsicherheit (EFSA, im Folgenden die „Behörde“) sowie zu Informationszwecken an die Kommission 
und die Mitgliedstaaten weiter. 

(4)  Die Kommission entscheidet über die Zulassung gesundheitsbezogener Angaben unter Berücksichtigung der 
Stellungnahme der Behörde. 

(5)  Zwecks Förderung von Innovationen sollten gesundheitsbezogene Angaben, die auf neuen wissenschaftlichen 
Nachweisen beruhen und/oder mit denen ein Antrag auf den Schutz geschützter Daten einhergeht, ein 
beschleunigtes Zulassungsverfahren durchlaufen. 

(6)  Nachdem DuPont Nutrition BioSciences ApS einen Antrag gemäß Artikel 13 Absatz 5 der Verordnung (EG) 
Nr. 1924/2006 gestellt hatte, wurde die Behörde ersucht, eine Stellungnahme zu einer gesundheitsbezogenen 
Angabe hinsichtlich Lactitol und der Aufrechterhaltung eines normalen Stuhlgangs abzugeben (Frage Nr. EFSA-Q- 
2015-00375 (3)). Die vom Antragsteller vorgeschlagene Angabe hatte folgenden Wortlaut: „Lactitol trägt zu einer 
normalen Darmfunktion bei“. 
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(1) ABl. L 404 vom 30.12.2006, S. 9. 
(2) Verordnung (EU) Nr. 432/2012 der Kommission vom 16. Mai 2012 zur Festlegung einer Liste zulässiger anderer gesundheitsbezogener 
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Kindern (ABl. L 136 vom 25.5.2012, S. 1). 

(3) EFSA Journal 2015;13(10):4252. 



(7)  Am 13. Oktober 2015 erhielten die Kommission und die Mitgliedstaaten die wissenschaftliche Stellungnahme der 
Behörde, die zu dem Schluss gelangt war, dass auf der Grundlage der vorgelegten Daten ein Kausalzusammenhang 
zwischen der Einnahme von Lactitol und der Aufrechterhaltung eines normalen Stuhlgangs festgestellt wurde und 
die Zielpopulation die allgemeine erwachsene Bevölkerung ist. Dementsprechend sollte eine gesundheitsbezogene 
Angabe, die diese Schlussfolgerung widerspiegelt, als den Anforderungen der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 
entsprechend gelten und in die Unionsliste zulässiger Angaben aufgenommen werden, die mit der Verordnung 
(EU) Nr. 432/2012 festgelegt wurde. 

(8)  Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 sieht vor, dass zusammen mit den zulässigen 
gesundheitsbezogenen Angaben alle notwendigen Bedingungen (einschließlich Beschränkungen) für deren 
Verwendung festzulegen sind. Daher sollte die Liste der zulässigen Angaben gemäß den Bestimmungen der 
Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 und den Stellungnahmen der Behörde den Wortlaut der Angaben und spezielle 
Bedingungen für ihre Verwendung sowie gegebenenfalls Bedingungen bzw. Beschränkungen hinsichtlich ihrer 
Verwendung und/oder zusätzliche Erklärungen oder Warnungen enthalten. 

(9)  Die Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 soll u. a. sicherstellen, dass gesundheitsbezogene Angaben wahrheitsgemäß, 
klar, verlässlich und für den Verbraucher hilfreich sind; Formulierung und Aufmachung der Angaben sind vor 
diesem Hintergrund zu bewerten. In den Fällen, in denen der Wortlaut einer vom Antragsteller verwendeten 
Angabe aus Sicht der Verbraucher gleichbedeutend ist mit einer zugelassenen gesundheitsbezogenen Angabe, da 
damit auf den gleichen Zusammenhang zwischen einer Lebensmittelkategorie, einem Lebensmittel oder einem 
Lebensmittelbestandteil und einer bestimmten Auswirkung auf die Gesundheit hingewiesen wird, sollte jene 
Angabe auch den Verwendungsbedingungen nach dem Anhang dieser Verordnung unterliegen. 

(10)  In Übereinstimmung mit Artikel 20 der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 sollte das Register der nährwert- und 
gesundheitsbezogenen Angaben, das alle zugelassenen gesundheitsbezogenen Angaben enthält, unter 
Berücksichtigung der vorliegenden Verordnung aktualisiert werden. 

(11)  Die Verordnung (EU) Nr. 432/2012 sollte daher entsprechend geändert werden. 

(12)  Die Mitgliedstaaten wurden konsultiert — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die im Anhang dieser Verordnung aufgeführte gesundheitsbezogene Angabe wird in die Unionsliste zulässiger Angaben 
gemäß Artikel 13 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 aufgenommen. 

Artikel 2 

Der Anhang der Verordnung (EU) Nr. 432/2012 wird gemäß dem Anhang der vorliegenden Verordnung geändert. 

Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 10. April 2017 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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ANHANG 

Im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 432/2012 wird folgender Eintrag in alphabetischer Reihenfolge eingefügt: 

Nährstoff, 
Substanz, 

Lebensmittel 
oder Lebens­

mittelkate­
gorie 

Angabe Bedingungen für die Verwendung 
der Angabe 

Bedingungen und/oder 
Beschränkungen 
hinsichtlich der 

Verwendung des 
Lebensmittels und/oder 
zusätzliche Erklärungen 

oder Warnungen 

Nummer im EFSA 
Journal 

Nummer des 
Eintrags in der 
konsolidierten 
Liste, die der 

EFSA zur 
Bewertung 
vorgelegt 

wurde 

„Lactitol Lactitol trägt durch 
Erhöhung der Stuhl­
frequenz zu einer 
normalen Darm­
funktion bei. 

Die Angabe darf nur für Nah­
rungsergänzungsmittel verwen­
det werden, die 10 g Lactitol je 
angegebene Tagesportion enthal­
ten. Damit die Angabe zulässig 
ist, sind die Verbraucher darüber 
zu unterrichten, dass sich die 
positive Wirkung bei einer tägli­
chen Einnahme von 10 g Lacti­
tol einstellt. 

Die Angabe darf 
nicht für Lebensmit­
tel verwendet wer­
den, die für Kinder 
bestimmt sind. 

2015;13(10):4252“    
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/677 DER KOMMISSION 

vom 10. April 2017 

zur Verlängerung der Ausnahme von der Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 des Rates hinsichtlich 
des Mindestabstands von der Küste und der Mindestwassertiefe für Glasgrundeln (Aphia minuta) 

befischende Bootswaden in bestimmten Hoheitsgewässern Spaniens (Murcia) 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 des Rates vom 21. Dezember 2006 betreffend die Maßnahmen für die 
nachhaltige Bewirtschaftung der Fischereiressourcen im Mittelmeer (1), insbesondere auf Artikel 13 Absatz 5, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Gemäß Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 darf gezogenes Gerät nicht innerhalb von drei 
Seemeilen vor den Küsten oder diesseits der 50-Meter-Isobathe, wenn diese Wassertiefe in einer geringeren 
Entfernung erreicht ist, eingesetzt werden. 

(2)  Auf Antrag eines Mitgliedstaats kann die Kommission eine Ausnahme von Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung 
(EG) Nr. 1967/2006 gewähren, sofern eine Reihe von Bedingungen des Artikels 13 Absätze 5 und 9 erfüllt sind. 

(3)  Am 17. April 2012 erhielt die Kommission einen Antrag Spaniens auf eine von Artikel 13 Absatz 1 
Unterabsatz 1 der genannten Verordnung abweichende Genehmigung für den Einsatz von Bootswaden zum Fang 
von Glasgrundeln (Aphia minuta) in den Hoheitsgewässern der Autonomen Gemeinschaft Murcia. 

(4)  Der Wissenschafts-, Technik- und Wirtschaftsausschuss für die Fischerei (STECF) prüfte im Jahr 2013 die von 
Spanien beantragte Ausnahmegenehmigung und den entsprechenden Entwurf des Bewirtschaftungsplans. 

(5)  Der spanische Bewirtschaftungsplan wurde am 27. März 2013 von Spanien angenommen (2). 

(6)  Mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 773/2013 der Kommission (3) wurde die Ausnahme von Artikel 13 
Absatz 1 bis zum 31. Dezember 2016 genehmigt. 

(7)  Spanien legte der Kommission im Juni 2013, im September 2014, im Juli 2015 und im Juli 2016 
wissenschaftliche Berichte über die Durchführung des Bewirtschaftungsplans vor. 

(8) Am 13. Juli 2016 stellten die spanischen Behörden bei der Europäischen Kommission den Antrag, die Ausnahme­
genehmigung über den 31. Dezember 2016 hinaus zu verlängern. Spanien legte aktuelle Informationen zur 
Begründung der erneuten Ausnahmegenehmigung vor. 

(9)  2016 bewertete der STECF den Antrag Spaniens auf Verlängerung der Ausnahmegenehmigung sowie den 
entsprechenden Entwurf des Bewirtschaftungsplans. 

(10)  Die von Spanien beantragte Ausnahmegenehmigung entspricht den Bedingungen von Artikel 13 Absätze 5 und 9 
der Verordnung (EG) Nr. 1967/2006. 

(11)  Aufgrund der geringen Ausdehnung des Küstenschelfs und des besonderen Verbreitungsgebiets der Zielart 
bestehen besondere geografische Zwänge. 

(12)  Die Bootswaden-Fischerei kann nicht mit anderem Fanggerät betrieben werden und hat keine signifikanten 
Auswirkungen auf die Meeresumwelt. 
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(1) ABl. L 36 vom 8.2.2007, S. 6. 
(2) Fundstelle: Region Murcia, ABl. 78 vom 6.4.2013, S. 13950. 
(3) Durchführungsverordnung (EU) Nr. 773/2013 der Kommission vom 12. August 2013 zur Genehmigung einer Ausnahme von der 

Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 des Rates hinsichtlich des Mindestabstands von der Küste und der Mindestwassertiefe für Bootswaden 
für den Fang von Glasgrundeln (Aphia minuta) in bestimmten Hoheitsgewässern Spaniens (Murcia) (ABl. L 217 vom 13.8.2013, S. 28). 



(13)  Die von Spanien beantragte Ausnahmegenehmigung betrifft nur eine begrenzte Zahl von 27 Schiffen. 

(14)  Durch den Bewirtschaftungsplan wird eine künftige Erhöhung des Fischereiaufwands ausgeschlossen, da 
Fanggenehmigungen nur für 27 spezifizierte, bereits von Spanien zum Fischfang berechtigte Schiffe mit einem 
Gesamtaufwand von 1 211 kW ausgestellt werden. 

(15)  Diese Schiffe sind in einer Liste aufgeführt, die der Kommission gemäß den Anforderungen von Artikel 13 
Absatz 9 der Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 vorgelegt wurde. 

(16)  Mit dem Bewirtschaftungsplan werden Änderungen eingeführt, um die Fangtätigkeiten wirksamer zu machen; 
insbesondere i) wird ein flexibler Beginn der Fangsaison je nach Witterungsverhältnissen ermöglicht, ii) wird für 
jedes Schiff eine höchstzulässige Fangmenge pro Tag und pro eingesetztem Fischer festgesetzt, iii) werden die 
Grenzreferenzpunkte entsprechend den wissenschaftlichen Daten der Jahre 2012-2016 angepasst, iv) werden 
Maßnahmen eingeführt, um die Übertragung von Fanggenehmigungen zu beschränken, und v) wird ein 
Verwaltungsausschuss eingerichtet, in dem die Behörden, die Fischereiwirtschaft, Wissenschaftler und 
Interessenträger zusammenkommen. 

(17)  Die betreffenden Fangtätigkeiten entsprechen den Anforderungen von Artikel 4 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 1967/2006, in dem ausnahmsweise die Fischerei über geschützten Lebensräumen unter bestimmten 
Bedingungen erlaubt ist, wenn die Seegraswiesen bei der Fischerei nicht berührt werden. 

(18)  Die Anforderung von Artikel 8 Absatz 1 Buchstabe h der Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 entfällt, da sie für 
Schleppnetze gilt. 

(19)  Im Hinblick auf die Verpflichtung zur Einhaltung von Artikel 9 Absatz 3 über die Mindestmaschenöffnung stellt 
die Kommission fest, dass Spanien im Einklang mit Artikel 9 Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 im 
Bewirtschaftungsplan eine Ausnahmeregelung genehmigt hat, da die betreffenden Fangtätigkeiten äußerst selektiv 
sind, sich kaum auf die Meeresumwelt auswirken und nicht unter Artikel 4 Absatz 5 der genannten Verordnung 
fallen. 

(20)  Der spanische Bewirtschaftungsplan umfasst Maßnahmen zur Überwachung der Fangtätigkeiten und erfüllt somit 
die Bedingungen gemäß Artikel 14 der Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates (1). 

(21)  Die betreffenden Fangtätigkeiten behindern nicht die Tätigkeiten anderer Schiffe. 

(22)  Der Einsatz von Bootswaden ist im spanischen Bewirtschaftungsplan geregelt, um sicherzustellen, dass die 
Fangmengen bei den in Anhang III der Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 genannten Arten auf ein Mindestmaß 
beschränkt bleiben. 

(23)  Bootswaden dienen nicht zur gezielten Befischung von Kopffüßern. 

(24)  Der spanische Bewirtschaftungsplan umfasst Maßnahmen zur Überwachung der Fangtätigkeiten gemäß Artikel 13 
Absatz 9 Unterabsatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1967/2006. 

(25)  Die beantragte Ausnahmegenehmigung sollte daher erteilt werden. 

(26)  Spanien sollte der Kommission zu gegebener Zeit und im Einklang mit dem im spanischen Bewirtschaftungsplan 
vorgesehenen Überwachungsplan Bericht erstatten. 

(27)  Durch die Begrenzung der Geltungsdauer der Ausnahmeregelung wird sichergestellt, dass rasche 
Abhilfemaßnahmen getroffen werden, falls bei der Überwachung des Bewirtschaftungsplans ein schlechter 
Erhaltungszustand des bewirtschafteten Bestands festgestellt wird, und gleichzeitig die Möglichkeit zur Stärkung 
der wissenschaftliche Grundlage für einen verbesserten Bewirtschaftungsplan geschaffen. 

(28)  Deshalb sollte die Ausnahmegenehmigung bis zum 31. Dezember 2019 gelten. 

(29)  Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen entsprechen der Stellungnahme des Ausschusses für 
Fischerei und Aquakultur — 
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Ausnahmegenehmigung 

Artikel 13 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 gilt in den an die Küste der Autonomen Gemeinschaft Murcia 
angrenzenden Hoheitsgewässern Spaniens nicht für die Befischung von Glasgrundeln (Aphia minutaa) mit Bootswaden 
durch Schiffe, die 

a)  im Flottenregister der Generaldirektion für Viehzucht und Fischerei der Autonomen Gemeinschaft Murcia eingetragen 
sind; 

b) seit mehr als fünf Jahren in der betreffenden Fischerei tätig sind und zu keinerlei künftiger Steigerung des Fischerei­
aufwands führen und 

c)  über eine Fanggenehmigung verfügen und den von Spanien gemäß Artikel 19 der Verordnung (EG) Nr. 1967/2006 
verabschiedeten Bewirtschaftungsplan (nachstehend der „Bewirtschaftungsplan“) befolgen. 

Diese Ausnahmegenehmigung gilt bis zum 31. Dezember 2019. 

Artikel 2 

Überwachungsplan und -bericht 

Spanien übermittelt der Kommission innerhalb von drei Jahren nach dem Inkrafttreten dieser Verordnung einen nach 
Maßgabe des im Bewirtschaftungsplan (siehe Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe c) festgelegten Überwachungsplans erstellten 
Bericht. 

Artikel 3 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 10. April 2017 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/678 DER KOMMISSION 

vom 10. April 2017 

zur zollamtlichen Erfassung der aus Sri Lanka versandten Einfuhren von Fahrrädern, ob als 
Ursprungserzeugnisse Sri Lankas angemeldet oder nicht, soweit das sri-lankische Unternehmen 

City Cycle Industries betroffen ist 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2016/1036 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 über den 
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Union gehörenden Ländern (1) (im Folgenden 
„Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 10 Absatz 4 und Artikel 14 Absatz 5, 

nach Unterrichtung der Mitgliedstaaten, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

A. BETROFFENE WARE 

(1)  Bei der von dieser zollamtlichen Erfassung betroffenen Ware handelt es sich um Zweiräder und andere Fahrräder 
(einschließlich Lastendreirädern, aber ausgenommen Einräder), ohne Motor, die unter den KN-Codes 
ex 8712 00 30 und ex 8712 00 70 eingereiht sind und aus Sri Lanka versandt werden, ob als Ursprungserzeug­
nisse Sri Lankas angemeldet oder nicht, soweit das sri-lankische Unternehmen City Cycle Industries betroffen ist. 

B. URTEIL DES GERICHTSHOFS 

(2)  In seinem Urteil vom 19. März 2015 in der Rechtssache T-413/13, City Cycle Industries/Rat (2) erklärte das Gericht 
der Europäischen Union (im Folgenden „Gericht“) die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 501/2013 des Rates 
vom 29. Mai 2013 zur Ausweitung des mit der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 990/2011 eingeführten 
endgültigen Antidumpingzolls auf die Einfuhren von Fahrrädern mit Ursprung in der Volksrepublik China auf aus 
Indonesien, Malaysia, Sri Lanka und Tunesien versandte Einfuhren von Fahrrädern, ob als Ursprungserzeugnisse 
Indonesiens, Malaysias, Sri Lankas oder Tunesiens angemeldet oder nicht (3) (im Folgenden „angefochtene 
Verordnung“) für nichtig, soweit sie für das sri-lankische Unternehmen City Cycle Industries galt. 

(3)  Mit seinem Urteil vom 26. Januar 2017 wies der Gerichtshof der Europäischen Union (im Folgenden 
„Gerichtshof“ oder „EuGH“) die Rechtsmittel zurück, die der Wirtschaftszweig der Union (C-248/15 P), die 
Europäische Kommission (C-254/15 P) und der Rat der Europäischen Union (C-260/15 P) gegen das Urteil 
eingelegt hatten. 

(4)  Insbesondere stellte der Gerichtshof in Randnummer 73 seines Urteils fest, dass Erwägungsgrund 78 der 
angefochtenen Verordnung keine individuelle Prüfung etwaiger Umgehungspraktiken enthält, die City Cycle 
Industries vorgenommen haben soll. In den Randnummern 75 und 76 erklärte der Gerichtshof darüber hinaus, 
dass die Feststellung des Vorliegens von Versandmaßnahmen in Sri Lanka sich rechtlich nicht lediglich auf die 
vom Rat ausdrücklich getroffenen zwei Feststellungen stützen lässt, nämlich zum einen auf das Vorliegen einer 
Veränderung des Handelsgefüges und zum anderen auf die mangelnde Bereitschaft eines Teils der ausführenden 
Hersteller zur Mitarbeit. 

(5)  Aufgrund dieses Urteils unterliegen Einfuhren von Fahrrädern in die Europäische Union nicht mehr den mit der 
angefochtenen Verordnung eingeführten Antidumpingmaßnahmen, soweit City Cycles Industries betroffen ist. 
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(6)  Nach dem Urteil des EuGH hat die Kommission beschlossen, die Umgehungsuntersuchung betreffend die aus Sri 
Lanka versandten Einfuhren von Fahrrädern, ob als Ursprungserzeugnisse Sri Lankas angemeldet oder nicht, die 
zum Erlass der angefochtenen Verordnung geführt hat, teilweise wiederaufzunehmen, und zwar an dem Punkt, an 
dem der Verfahrensfehler unterlaufen ist. Die Wiederaufnahme beschränkt sich auf die Umsetzung des EuGH- 
Urteils betreffend City Cycle Industries. 

C. ANTRAG 

(7)  Im Anschluss an das EuGH-Urteil beantragten der Europäische Fahrradherstellerverband (European Bicycle 
Manufacturers Association) und Maxcom Ltd (im Folgenden „Antragsteller“), dass die Einfuhren der betroffenen 
Ware, soweit City Cycle Industries betroffen ist, nach Artikel 14 Absatz 5 der Grundverordnung zollamtlich 
erfasst werden, damit spätere Maßnahmen gegenüber diesen Einfuhren ab dem Zeitpunkt dieser zollamtlichen 
Erfassung angewandt werden können. 

D. GRÜNDE FÜR DIE ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG 

(8)  Die Antragsteller gaben zu bedenken, dass die reale und unmittelbare Gefahr bestehe, dass City Cycle Industries 
seine Ausfuhren in die Union in erheblichem Umfang wiederaufnehmen werde, da das Unternehmen in der 
Vergangenheit rasch und in großem Stil Umgehungspraktiken durch die Montage von Fahrrädern in Sri Lanka 
einrichten konnte und es in der Union für die von der Umgehung betroffenen Fahrräder einen Großabnehmer 
habe. Da außerdem für Montagevorgänge nur geringe Investitionen erforderlich seien und das sri-lankische 
Unternehmen bereits über das notwendige Know-how und die nötige Erfahrung mit dieser Art von Aktivitäten 
verfüge, sei damit zu rechnen, dass City Cycle Industries sehr schnell zu einem ähnlich hohen Niveau von 
Umgehungsausfuhren aus Sri Lanka zurückkehren werde. 

(9)  Nach Artikel 14 Absatz 5 der Grundverordnung kann die Kommission die Zollbehörden anweisen, geeignete 
Schritte zur zollamtlichen Erfassung der Einfuhren zu unternehmen, damit spätere Maßnahmen gegenüber diesen 
Einfuhren ab dem Zeitpunkt dieser zollamtlichen Erfassung angewandt werden können. Die zollamtliche 
Erfassung der Einfuhren kann auf einen Antrag des Wirtschaftszweigs der Union vorgenommen werden, der 
ausreichende Beweise für die Rechtfertigung dieser Maßnahme enthält. 

(10)  Der Antrag enthält ausreichende Beweise, um eine zollamtliche Erfassung zu rechtfertigen. 

(11)  Das EuGH-Urteil beschränkt sich auf den Aspekt der individuellen Prüfung etwaiger Umgehungspraktiken, die 
City Cycle Industries vorgenommen haben soll. Es sei daran erinnert, dass Feststellungen in der angefochtenen 
Verordnung, die nicht innerhalb der festgesetzten Frist angefochten wurden oder die zwar angefochten, im Urteil 
des Gerichts aber abgewiesen wurden oder vom Gericht nicht untersucht wurden und daher nicht zur 
Nichtigerklärung der angefochtenen Verordnung führten, weiterhin gültig bleiben. 

(12)  Daher wird die Auffassung vertreten, dass die von der Antiumgehungsmaßnahme ausgehende Abhilfewirkung 
ernsthaft untergraben werden dürfte, sofern die Maßnahme nicht rückwirkend angewandt wird. Somit sind im 
vorliegenden Fall die Voraussetzungen für eine zollamtliche Erfassung gegeben. 

E. VERFAHREN 

(13)  Aus den vorstehenden Gründen gelangte die Kommission zu dem Schluss, dass die im Antrag enthaltenen 
Beweise für eine zollamtliche Erfassung der Einfuhren der betroffenen Ware nach Artikel 14 Absatz 5 der 
Grundverordnung ausreichen. 

(14)  Alle interessierten Parteien werden gebeten, ihren Standpunkt unter Vorlage sachdienlicher Beweise schriftlich 
darzulegen. Die Kommission kann die interessierten Parteien außerdem anhören, sofern die Parteien dies 
schriftlich beantragen und nachweisen, dass besondere Gründe für ihre Anhörung sprechen. 
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F. ZOLLAMTLICHE ERFASSUNG 

(15)  Nach Artikel 14 Absatz 5 der Grundverordnung sollten die Einfuhren der betroffenen Ware zollamtlich erfasst 
werden, damit, falls die Ergebnisse der wiederaufgenommenen Untersuchung zur Wiedereinführung von 
Antidumpingzöllen führen, diese Zölle bei Erfüllung der Voraussetzungen rückwirkend nach Maßgabe der 
anwendbaren Rechtsvorschriften erhoben werden können. Eine etwaige künftige Zollschuld ergäbe sich aus den 
Feststellungen der wiederaufgenommenen Antidumpinguntersuchung. 

G. VERARBEITUNG PERSONENBEZOGENER DATEN 

(16)  Alle im Rahmen dieser Untersuchung erhobenen personenbezogenen Daten werden nach der Verordnung (EG) 
Nr. 45/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates (1) verarbeitet — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

(1) Die Zollbehörden werden nach Artikel 14 Absatz 5 der Verordnung (EU) 2016/1036 angewiesen, geeignete 
Schritte zu unternehmen, um die in die Europäische Union getätigten Einfuhren von Zweirädern und anderen 
Fahrrädern (einschließlich Lastendreirädern, aber ausgenommen Einräder), ohne Motor, die unter den KN-Codes 
ex 8712 00 30 und ex 8712 00 70 (TARIC-Codes 8712 00 30 10, 8712 00 70 91) eingereiht sind und aus Sri Lanka 
versandt werden, ob als Ursprungserzeugnisse Sri Lankas angemeldet oder nicht, zollamtlich zu erfassen, soweit City 
Cycle Industries (TARIC-Zusatzcode B131) betroffen ist. Die zollamtliche Erfassung endet neun Monate nach 
Inkrafttreten dieser Verordnung. 

(2) Alle interessierten Parteien können innerhalb von 20 Tagen nach Veröffentlichung dieser Verordnung unter 
Vorlage sachdienlicher Beweise schriftlich Stellung nehmen oder eine Anhörung beantragen. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 10. April 2017 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/679 DER KOMMISSION 

vom 10. April 2017 

zur Einstellung der Wiederaufnahme der Untersuchung wegen mutmaßlicher Absorption 
betreffend die Einfuhren von kaltgewalzten Flacherzeugnissen aus nicht rostendem Stahl mit 

Ursprung in Taiwan ohne Änderung der geltenden Maßnahmen 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) 2016/1036 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 8. Juni 2016 über den 
Schutz gegen gedumpte Einfuhren aus nicht zur Europäischen Union gehörenden Ländern (1) (im Folgenden 
„Grundverordnung“), insbesondere auf Artikel 9 Absatz 2 und Artikel 12, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

1. VERFAHREN 

1.1. Geltende Maßnahmen 

(1)  Mit der Durchführungsverordnung (EU) 2015/1429 der Kommission (2) führte die Europäische Kommission (im 
Folgenden „Kommission“) einen endgültigen Antidumpingzoll auf die Einfuhren von kaltgewalzten 
Flacherzeugnissen aus nicht rostendem Stahl mit Ursprung in der Volksrepublik China und Taiwan ein. Der 
geltende Zollsatz betrug für alle taiwanesischen Unternehmen 6,8 % mit Ausnahme eines ausführenden 
Herstellers, für den ein Zollsatz von Null galt. 

1.2. Antrag auf Wiederaufnahme der Untersuchung wegen mutmaßlicher Absorption (im Folgenden 
„Absorptionsuntersuchung“) 

(2)  Am 28. Juni 2016 ging bei der Kommission ein Antrag auf Einleitung einer auf die geltenden Maßnahmen 
bezogenen Absorptionsuntersuchung nach Artikel 12 der Grundverordnung ein. 

(3)  Der Antrag wurde von der European Steel Association (im Folgenden „Eurofer“) im Namen von Herstellern 
eingereicht, auf die mehr als 25 % der gesamten Unionsproduktion bestimmter kaltgewalzter Flachstahlerzeugnis­
se entfallen. 

(4)  Eurofer legte ausreichende Beweise dafür vor, dass nach dem Untersuchungszeitraum der Ausgangsuntersuchung 
sowie vor und nach der Einführung des Antidumpingzolls auf die Einfuhren der betroffenen Ware die 
Ausfuhrpreise gesunken waren. Dies hat die beabsichtigte Abhilfewirkung der geltenden Maßnahmen untergraben. 

(5)  Das Beweismaterial im Antrag deutete darauf hin, dass sich der Rückgang der Ausfuhrpreise nicht auf 
Veränderungen der Rohstoffpreise, Energiekosten, Arbeitskosten, Zollsätze oder Wechselkurse zurückführen ließ. 

(6)  Eurofer legte ferner Beweise dafür vor, dass die betroffene Ware weiterhin in erheblichen Mengen in die Union 
eingeführt wurde. 

1.3. Wiederaufnahme der Antidumpinguntersuchung 

(7)  Am 11. August 2016 veröffentlichte die Kommission im Amtsblatt der Europäischen Union eine Bekanntmachung 
der Wiederaufnahme der Antidumpinguntersuchung (3). 

1.4. Interessierte Parteien 

(8)  In der Wiederaufnahmebekanntmachung bat die Kommission interessierte Parteien, mit ihr Kontakt 
aufzunehmen, damit sie an der Untersuchung mitarbeiten können. Außerdem unterrichtete die Kommission 
gezielt Eurofer, die bekanntermaßen betroffenen Ausführer, ausführenden Hersteller und Einführer sowie die 
Behörden des betroffenen Landes über die Absorptionsuntersuchung und forderte sie zur Mitarbeit auf. 
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(9)  Die interessierten Parteien erhielten Gelegenheit, schriftlich Stellung zu nehmen und eine Anhörung durch die 
Kommission und/oder den Anhörungsbeauftragten für Handelsverfahren zu beantragen. Keine der interessierten 
Parteien meldete sich und beantragte eine Anhörung. 

1.5. Bildung einer Stichprobe der Einführer 

(10)  Die Kommission forderte unabhängige Einführer zur Vorlage der in der Wiederaufnahmebekanntmachung 
genannten Informationen auf, um über die Notwendigkeit eines Stichprobenverfahrens entscheiden und 
gegebenenfalls eine Stichprobe bilden zu können. 

(11)  Zehn unabhängige Einführer legten die benötigten Informationen vor und stimmten ihrer Einbeziehung in die 
Stichprobe zu. Nach Artikel 17 Absatz 1 der Grundverordnung bildete die Kommission eine Stichprobe aus drei 
Einführern, und zwar ausgehend von der größten Menge der Einfuhren in die Union. Nach Artikel 17 Absatz 2 
der Grundverordnung wurden alle ihr bekannten betroffenen Einführer zur Stichprobenbildung konsultiert. Es 
gingen keine Stellungnahmen ein. 

1.6. Bildung einer Stichprobe der Ausführer und der ausführenden Hersteller in Taiwan 

(12)  Die Kommission forderte alle ihr bekannten Ausführer und ausführenden Hersteller in Taiwan zur Vorlage der in 
der Wiederaufnahmebekanntmachung genannten Informationen auf, um über die Notwendigkeit eines Stichpro­
benverfahrens entscheiden und gegebenenfalls eine Stichprobe bilden zu können. Außerdem ersuchte die 
Kommission die Behörden des betroffenen Landes darum, gegebenenfalls andere Ausführer und ausführende 
Hersteller, die an einer Mitarbeit an der Untersuchung interessiert sein könnten, zu benennen und/oder zu 
kontaktieren. 

(13)  Fünf Ausführer und sechs ausführende Hersteller in Taiwan übermittelten die erbetenen Informationen und 
stimmten ihrer Einbeziehung in die Stichprobe zu. Die Kommission befand, dass die Bildung einer Stichprobe 
nicht notwendig war, da diese Ausführer und ausführenden Hersteller in der zur Verfügung stehenden Zeit in 
angemessener Weise untersucht werden konnten. 

1.7. Fragebogenantworten 

(14)  Die Kommission sandte Fragebogen an fünf Ausführer und sechs ausführende Hersteller. Fragebogenantworten 
gingen von zwei ausführenden Herstellern und einer Gruppe aus zwei ausführenden Herstellern und zwei 
Ausführern ein. 

(15)  Die Kommission sandte Fragebogen an die drei in die Stichprobe einbezogenen Einführer und erhielt Antworten 
von zweien von ihnen. 

1.8. Kontrollbesuche 

(16)  Die Kommission holte alle für diese Untersuchung für notwendig erachteten Informationen ein und prüfte sie. Bei 
folgenden Unternehmen wurden Kontrollbesuche nach Artikel 16 der Grundverordnung durchgeführt: 

—  Jie Jin Material Science, Tainan City, Taiwan 

—  Tang Eng Iron Works Co., Ltd., Kaohsiung City, Taiwan 

—  Yieh United Steel Corporation, Kaohsiung City, Taiwan 

—  Yuan Long Stainless Steel, Kaohsiung City, Taiwan 

1.9. Für die Absorptionsuntersuchung relevante Zeiträume 

(17)  Der Untersuchungszeitraum der Absorptionsuntersuchung (im Folgenden „Absorptions-UZ“) erstreckte sich vom 
1. Juli 2015 bis zum 30. Juni 2016. Der Untersuchungszeitraum der Ausgangsuntersuchung (im Folgenden 
„Ausgangs-UZ“) erstreckte sich vom 1. Januar 2013 bis zum 31. Dezember 2013. 

2. BETROFFENE WARE UND GLEICHARTIGE WARE 

(18)  Gegenstand dieser Absorptionsuntersuchung ist dieselbe Ware wie in der Ausgangsuntersuchung, nämlich 
kaltgewalzte Flacherzeugnisse aus nicht rostendem Stahl, nur kaltgewalzt, mit Ursprung in Taiwan, die derzeit 
unter den KN-Codes 7219 31 00, 7219 32 10, 7219 32 90, 7219 33 10, 7219 33 90, 7219 34 10, 
7219 34 90, 7219 35 10, 7219 35 90, 7220 20 21, 7220 20 29, 7220 20 41, 7220 20 49, 7220 20 81 und 
7220 20 89 eingereiht werden (im Folgenden „betroffene Ware“). 
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(19)  Für kaltgewalzte Flacherzeugnisse aus nicht rostendem Stahl gibt es eine Vielzahl von Verwendungsmöglichkeiten, 
sie kommen beispielsweise in der Herstellung von Haushaltsgeräten (z. B. für das Innere von Wasch- und 
Geschirrspülmaschinen), geschweißten Rohren und medizinischen Geräten sowie in der Lebensmittelverarbeitung 
und der Automobilindustrie zum Einsatz. 

(20)  Die Untersuchung ergab, dass die betroffene Ware und die in Taiwan hergestellte und auf dem taiwanesischen 
Inlandsmarkt verkaufte Ware dieselben grundlegenden Eigenschaften und dieselben grundlegenden Verwendungen 
aufweisen. Die Kommission entschied daher, dass es sich bei diesen Waren um gleichartige Waren im Sinne des 
Artikels 1 Absatz 4 der Grundverordnung handelt. 

3. FESTSTELLUNGEN 

(21)  Bei einer Absorptionsuntersuchung soll nach Artikel 12 der Grundverordnung festgestellt werden, ob seit der 
Einführung der ursprünglichen Maßnahmen die Ausfuhrpreise zurückgegangen sind oder ob die Maßnahmen nur 
zu einer unzureichenden Veränderung der Weiterverkaufspreise oder der späteren Verkaufspreise in der Union 
geführt haben. Wird festgestellt, dass die Ausfuhrpreise zurückgegangen sind, sollte in einem zweiten Schritt eine 
neue Dumpingspanne berechnet werden. 

3.1. Rückgang der Ausfuhrpreise 

(22)  Bei ihrer Ermittlung, ob ein Rückgang der Ausfuhrpreise zu verzeichnen war, stellte die Kommission für jeden 
untersuchten ausführenden Hersteller dessen Ausfuhrpreise im Absorptions-UZ fest und verglich diese Preise mit 
den entsprechenden Ausfuhrpreisen, die während des Ausgangs-UZ festgestellt worden waren. 

(23)  Die ausführenden Hersteller wickelten ihre Ausfuhren in die Union entweder direkt mit unabhängigen 
Abnehmern oder über ihre verbundenen Unternehmen in Taiwan ab. 

(24)  Der Ausfuhrpreis war nach Artikel 2 Absatz 8 der Grundverordnung der tatsächlich gezahlte oder zu zahlende 
Preis der zur Ausfuhr in die Union verkauften betroffenen Ware. 

(25)  Die Kommission verglich für alle ausführenden Hersteller die Preise der im Absorptions-UZ verkauften 
Warentypen mit den im Ausgangs-UZ verkauften gleichen Warentypen und ermittelte für sie einen gewogenen 
durchschnittlichen Rückgang der Ausfuhrpreise. 

(26)  Dieser Vergleich erfolgte in Euro, unter Verwendung von Wechselkursen, die den Ausführern und ausführenden 
Herstellern in den Antidumpingfragebogen vorgegeben wurden. 

(27)  Der Vergleich der Preise der Ausfuhren in die Union auf der Stufe ab Werk ergab, dass bei allen ausführenden 
Hersteller/Gruppen die Ausfuhrpreise zurückgegangen waren. Die Ausfuhrpreise (in EUR) gingen wie folgt zurück: 

Tabelle 1 

Rückgang der Ausfuhrpreise 

Ausführender Hersteller/Gruppe 
Entwicklung der Ausfuhrpreise 

zwischen Ausgangs-UZ und 
Absorptions-UZ 

Jie Jin Material Science – 3,3 % 

Tang Eng Iron Works Co., Ltd. und Yieh United Steel Corporation – 11,2 % 

Yuan Long Stainless Steel – 2,3 %  

3.2. Dumping 

(28)  Nachdem für alle mitarbeitenden ausführenden Hersteller ein Rückgang der Ausfuhrpreise festgestellt wurde, 
wurden die Dumpingspannen nach Artikel 2 der Grundverordnung neu ermittelt. 

(29)  Alle mitarbeitenden ausführenden Hersteller beantragten eine Überprüfung ihres Normalwerts nach Artikel 12 
Absatz 5 der Grundverordnung. 
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3.2.1. Normalwert 

(30)  Die Kommission prüfte zunächst, ob die gesamten Inlandsverkäufe der einzelnen mitarbeitenden ausführenden 
Hersteller nach Artikel 2 Absatz 2 der Grundverordnung repräsentativ waren. Die Inlandsverkäufe sind 
repräsentativ, wenn die Gesamtmenge der Inlandsverkäufe der gleichartigen Ware an unabhängige Abnehmer auf 
dem Inlandsmarkt je ausführenden Hersteller im Absorptions-UZ mindestens 5 % der Gesamtmenge seiner 
Ausfuhrverkäufe der betroffenen Ware in die Union entspricht. Danach waren die von den einzelnen 
ausführenden Herstellern getätigten Gesamtverkäufe der gleichartigen Ware auf dem Inlandsmarkt repräsentativ. 

(31)  Anschließend ermittelte die Kommission für die ausführenden Hersteller mit repräsentativen Inlandsverkäufen die 
auf dem Inlandsmarkt verkauften Warentypen, die mit den zur Ausfuhr in die Union verkauften Warentypen 
identisch oder vergleichbar waren. 

(32)  Daraufhin prüfte die Kommission, ob die Inlandsverkäufe der einzelnen mitarbeitenden ausführenden Hersteller 
auf ihrem jeweiligen Inlandsmarkt für jeden Warentyp, der mit einem zur Ausfuhr in die Union verkauften 
Warentyp identisch oder vergleichbar ist, nach Artikel 2 Absatz 2 der Grundverordnung repräsentativ waren. Die 
Inlandsverkäufe eines Warentyps sind repräsentativ, wenn die Gesamtmenge der an unabhängige Abnehmer 
gehenden Inlandsverkäufe dieses Warentyps im Absorptions-UZ mindestens 5 % der Gesamtmenge der in die 
Union getätigten Ausfuhrverkäufe des identischen oder vergleichbaren Warentyps entspricht. 

(33)  Danach ermittelte die Kommission für jeden Warentyp den Anteil der gewinnbringenden Verkäufe an 
unabhängige Abnehmer auf dem Inlandsmarkt im Absorptions-UZ, um darüber zu befinden, ob sie die 
tatsächlichen Inlandsverkäufe zur Bestimmung des Normalwerts nach Artikel 2 Absatz 4 der Grundverordnung 
heranziehen soll. 

(34)  Der Normalwert wurde als gewogener Durchschnitt der Preise aller Inlandsverkäufe im Absorptions-UZ oder als 
gewogener Durchschnitt lediglich der gewinnbringenden Verkäufe ermittelt. Alle Werte, bei denen eine Währungs­
umrechnung erforderlich war, wurden in Taiwan-Dollar umgerechnet, und zwar entweder nach dem monatlichen 
Wechselkurs, den die Kommission im Antidumpingfragebogen angegeben hat, oder nach den internen 
Wechselkursen der ausführenden Hersteller, die auf den taiwanesischen Zollsätzen basieren. Im Absorptions-UZ 
unterschieden sich diese beiden Kurse nicht wesentlich voneinander. 

(35)  Wurde ein Warentyp der gleichartigen Ware im normalen Handelsverkehr nicht oder nur in unzureichenden 
Mengen verkauft, so wurde der Normalwert von der Kommission nach Artikel 2 Absätze 3 und 6 der 
Grundverordnung rechnerisch ermittelt. 

(36)  Die rechnerische Ermittlung des Normalwerts erfolgte so, dass zu den bei der gleichartigen Ware verzeichneten 
durchschnittlichen Produktionskosten der mitarbeitenden ausführenden Hersteller im Absorptions-UZ Folgendes 
hinzugerechnet wurde: 

—  der gewogene Durchschnitt der Vertriebs-, Verwaltungs- und Gemeinkosten (im Folgenden „VVG-Kosten“), die 
den mitarbeitenden ausführenden Herstellern im Zusammenhang mit den im normalen Handelsverkehr 
getätigten Inlandsverkäufen der gleichartigen Ware im Absorptions-UZ entstanden sind, und 

—  der gewogene Durchschnitt des Gewinns, den die mitarbeitenden ausführenden Hersteller mit 
Inlandsverkäufen der gleichartigen Ware im normalen Handelsverkehr im Absorptions-UZ erzielt haben. 

(37) Ein ausführender Hersteller verkaufte einen Teil der betroffenen Ware über sein verbundenes Dienstleistungs­
zentrum, das verschiedene kundenspezifische Änderungen vornahm (Schneiden, Spalten, Polieren usw.). Um die 
konsolidierten Produktionskosten für diesen ausführenden Hersteller zu berechnen, wurden diese zusätzlichen 
Kosten unter Verwendung der Methode des gewogenen Durchschnitts zu den Kosten des jeweiligen Warentyps 
hinzugefügt. 

(38)  Wie in der Ausgangsuntersuchung wurden einige Verkäufe der gleichartigen Ware auf dem taiwanesischen Markt 
an Vertreiber getätigt, die die Ware anschließend ausführten. 

(39)  Um dieses Problem zu lösen, ließ die Kommission sämtliche Verkäufe an das größte taiwanesische Vertriebs-/ 
Dienstleistungszentrum außer Acht, das gemäß seiner Stichprobenantwort den überwiegenden Teil der weiterver­
arbeiteten Waren ausführte. Die Kommission ließ außerdem Inlandsverkäufe außer Acht, die zum Zweck der 
Ausfuhr entweder zum Zolllager oder zum internationalen Hafen geliefert wurden. 

(40)  Ein ausführender Hersteller fungierte hinsichtlich der betroffenen Ware und der von anderen ausführenden 
Herstellern erworbenen gleichartigen Ware auch als Dienstleistungszentrum. Die Kommission berücksichtigte nur 
die eigenen kaltgewalzten Erzeugnisse bei der Berechnung des Normalwerts und des Ausfuhrpreises für diesen 
ausführenden Hersteller. 
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3.2.2. Ausfuhrpreis 

(41)  Die Kommission ermittelte den Ausfuhrpreis für den Absorptions-UZ, wie in den Erwägungsgründen (22) bis 
(24) erläutert. 

3.2.3. Vergleich 

(42)  Die Kommission verglich den Normalwert und den Ausfuhrpreis der ausführenden Hersteller auf der Stufe ab 
Werk. 

(43)  Wenn dies zur Gewährleistung eines fairen Vergleichs angezeigt war, nahm die Kommission nach Artikel 2 
Absatz 10 der Grundverordnung Berichtigungen des Normalwerts und/oder des Ausfuhrpreises für Unterschiede 
vor, welche die Preise und deren Vergleichbarkeit beeinflussten. Solche Berichtigungen betrafen Transport-, 
Versicherungs-, Bereitstellungs-, Verlade-, Neben-, Verpackungs- und Kreditkosten sowie Bankgebühren und 
Provisionen. 

3.2.4. Dumpingspannen 

(44)  Nach Artikel 2 Absätze 11 und 12 der Grundverordnung verglich die Kommission für die mitarbeitenden 
ausführenden Hersteller den gewogenen durchschnittlichen Normalwert jedes Typs der gleichartigen Ware mit 
dem gewogenen durchschnittlichen Ausfuhrpreis des entsprechenden Typs der betroffenen Ware. 

(45)  Die auf dieser Grundlage ermittelten gewogenen durchschnittlichen Dumpingspannen, ausgedrückt als 
Prozentsatz des CIF-Preises frei Grenze der Union, unverzollt, betragen: 

Tabelle 2 

Dumpingspannen, Taiwan 

Ausführender Hersteller/Gruppe Dumpingspanne im Absorptions- 
UZ 

Jie Jin Material Science 2,6 % 

Tang Eng Iron Works Co., Ltd. und Yieh United Steel Corporation Kein Dumping 

Yuan Long Stainless Steel Kein Dumping  

4. SCHLUSSFOLGERUNG 

(46) Die Neuberechnung der Dumpingspannen hat gezeigt, dass die Dumpingspanne für die in der Ausgangsun­
tersuchung untersuchte Unternehmensgruppe kleiner geworden war. Bei den anderen beiden mitarbeitenden 
Unternehmen, die in der Ausgangsuntersuchung nicht mitgearbeitet hatten, liegt die Dumpingspanne unter dem 
derzeit geltenden Zollsatz. 

(47)  Im Ergebnis sollte die Absorptionsuntersuchung ohne Änderung der geltenden Maßnahmen eingestellt werden. 

(48)  Die Ergebnisse der Untersuchung wurden den interessierten Parteien mitgeteilt. Nur Eurofer reichte eine 
Stellungnahme ein. 

(49)  In seiner schriftlichen Stellungnahme und im Rahmen einer Anhörung drückte Eurofer seine Enttäuschung über 
die von der Kommission erzielten Ergebnisse der Wiederaufnahme aus. Eurofer behauptete, die Kommission habe 
die mutmaßlichen Verzerrungen auf dem taiwanesischen Inlandsmarkt nicht angemessen berücksichtigt. 

(50)  Die erste mutmaßliche Verzerrung, die Eurofer vorbrachte, betraf Ausfuhren der taiwanesischen Händler/ 
Vertreiber und die Ausfuhr-Nachlass-Regelung. Eurofer legte diesbezüglich zusätzliche Belege vor. 

(51)  Die zweite mutmaßliche Verzerrung betraf die Beziehung zwischen den taiwanesischen Stahlwerken und einigen 
ihrer Händler/Vertreiber. Eurofer wandte ein, die Kommission sollte auf mangelnde Bereitschaft zur Mitarbeit 
schließen und sich auf die verfügbaren nachteiligen Informationen stützen. 
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(52)  Durch die Ausgangsuntersuchung und aufgrund der im Laufe der Untersuchung eingeholten und überprüften 
Daten verfügt die Kommission über solide Kenntnisse des taiwanesischen Marktes. Die Kommission nutzte alle 
verfügbaren Informationen, um den Normalwert, wie in den Erwägungsgründen 39 und 40 erläutert, genau 
bestimmen zu können. 

(53)  Die Kommission wandte die Methodik aus der Grundverordnung so wie in der Ausgangsuntersuchung an und 
berücksichtigte dabei gebührend die Besonderheiten des taiwanesischen Inlandsmarktes. Sie kam im vorliegenden 
Fall insbesondere zu dem Schluss, dass der Ausschluss einiger Verkäufe an bestimmte Unternehmen von der 
Berechnung des Normalwerts (vgl. Erwägungsgründe 39 und 40) objektiver ist als die Verwendung verfügbarer 
nachteiliger Informationen. Da der Einwand von Eurofer keine grundlegend neuen Informationen enthielt, die zu 
einer Änderung der angewandten Methode führen würden, bestätigte die Kommission das Ergebnis in 
Erwägungsgrund 47. 

(54)  Diese Verordnung steht im Einklang mit der Stellungnahme des mit Artikel 15 Absatz 1 der Verordnung (EU) 
2016/1036 eingesetzten Ausschusses — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Wiederaufnahme der Untersuchung wegen mutmaßlicher Absorption nach Artikel 12 der Verordnung (EU) 
2016/1036 betreffend die Einfuhren von kaltgewalzten Flacherzeugnissen aus nicht rostendem Stahl mit Ursprung in 
Taiwan wird ohne Änderung der geltenden Antidumpingmaßnahmen eingestellt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 10. April 2017 

Für die Kommission 

Der Präsident 
Jean-Claude JUNCKER  
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DURCHFÜHRUNGSVERORDNUNG (EU) 2017/680 DER KOMMISSION 

vom 10. April 2017 

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse 
geltenden Einfuhrpreise 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION — 

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

gestützt auf die Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Dezember 2013 
über eine gemeinsame Marktorganisation für landwirtschaftliche Erzeugnisse und zur Aufhebung der Verordnungen 
(EWG) Nr. 922/72, (EWG) Nr. 234/79, (EG) Nr. 1037/2001 und (EG) Nr. 1234/2007 des Rates (1), 

gestützt auf die Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 der Kommission vom 7. Juni 2011 mit Durchführungs­
bestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1234/2007 des Rates für die Sektoren Obst und Gemüse und Verarbeitungser­
zeugnisse aus Obst und Gemüse (2), insbesondere auf Artikel 136 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der 
Kommission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen Werte bei Einfuhren aus Drittländern zu berücksich­
tigenden Kriterien sind in der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 für die in ihrem Anhang XVI Teil A 
aufgeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt. 

(2)  Gemäß Artikel 136 Absatz 1 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 wird der pauschale Einfuhrwert 
an jedem Arbeitstag unter Berücksichtigung variabler Tageswerte berechnet. Die vorliegende Verordnung sollte 
daher am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die in Artikel 136 der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 543/2011 genannten pauschalen Einfuhrwerte sind im 
Anhang der vorliegenden Verordnung festgesetzt. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem 
Mitgliedstaat. 

Brüssel, den 10. April 2017 

Für die Kommission, 

im Namen des Präsidenten, 
Jerzy PLEWA 

Generaldirektor 

Generaldirektion Landwirtschaft und ländliche Entwicklung  
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ANHANG 

Pauschale Einfuhrwerte für die Bestimmung der für bestimmtes Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise 

(EUR/100 kg) 

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrwert 

0702 00 00 EG  184,9 

MA  120,2 

TN  214,0 

TR  101,9 

ZZ  155,3 

0707 00 05 MA  74,1 

TR  158,2 

ZZ  116,2 

0709 93 10 MA  77,2 

TR  146,4 

ZZ  111,8 

0805 10 22, 0805 10 24, 
0805 10 28 

EG  49,5 

IL  80,6 

MA  47,2 

TN  56,8 

TR  72,2 

ZZ  61,3 

0805 50 10 AR  61,0 

TR  70,2 

ZZ  65,6 

0808 10 80 BR  106,7 

CL  127,1 

CN  109,3 

NZ  153,3 

TR  98,3 

US  133,8 

ZA  116,3 

ZZ  120,7 

0808 30 90 AR  125,0 

CH  128,6 

CL  146,9 

CN  98,9 

US  174,6 

ZA  127,3 

ZZ  133,6 

(1)  Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EU) Nr. 1106/2012 der Kommission vom 27. November 2012 zur Durchführung 
der Verordnung (EG) Nr. 471/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über Gemeinschaftsstatistiken des Außenhandels 
mit Drittländern hinsichtlich der Aktualisierung des Verzeichnisses der Länder und Gebiete (ABl. L 328 vom 28.11.2012, S. 7). Der 
Code „ZZ“ steht für „Andere Ursprünge“.  
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BESCHLÜSSE 

BESCHLUSS (GASP) 2017/681 DES POLITISCHEN UND SICHERHEITSPOLITISCHEN KOMITEES 

vom 29. März 2017 

zur Ernennung des Befehlshabers der EU-Einsatzkräfte für die Militäroperation der Europäischen 
Union im südlichen zentralen Mittelmeer (EUNAVFOR MED Operation SOPHIA) und zur 

Aufhebung des Beschlusses (GASP) 2016/1079 (EUNAVFOR MED/1/2017) 

POLITISCHE UND SICHERHEITSPOLITISCHE KOMITEE — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 38, 

gestützt auf den Beschluss (GASP) 2015/778 des Rates vom 18. Mai 2015 über eine Militäroperation der Europäischen 
Union im südlichen zentralen Mittelmeer (EUNAVFOR MED Operation SOPHIA) (1), insbesondere auf Artikel 6, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Mit Artikel 6 Absatz 1 des Beschlusses (GASP) 2015/778 hat der Rat das Politische und Sicherheitspolitische 
Komitee (PSK) ermächtigt, Beschlüsse zur Ernennung des Befehlshabers der EU-Einsatzkräfte für die EUNAVFOR 
MED Operation SOPHIA (im Folgenden „Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte“) zu fassen. 

(2)  Am 23. Juni 2016 hat das PSK den Beschluss (GASP) 2016/1079 (2) zur Ernennung von Konteradmiral Giuseppe 
BERUTTI BERGOTTO zum Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte erlassen. 

(3)  Der Befehlshaber der EU-Operation hat empfohlen, Flotillenadmiral Andrea ROMANI als Nachfolger von 
Konteradmiral Giuseppe BERUTTI BERGOTTO mit Wirkung vom 4. April 2017 zum neuen Befehlshaber der EU- 
Einsatzkräfte zu ernennen. 

(4)  Der EU-Militärausschuss schließt sich dieser Empfehlung an. 

(5)  Der Beschluss (GASP) 2016/1079 sollte daher aufgehoben werden. 

(6)  Gemäß Artikel 5 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union beigefügten Protokolls Nr. 22 über die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an 
der Ausarbeitung und Durchführung von Beschlüssen und Maßnahmen der Union, die verteidigungspolitische 
Bezüge haben — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Flotillenadmiral Andrea ROMANI wird mit Wirkung vom 4. April 2017 zum Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte für die 
Militäroperation der Europäischen Union im südlichen zentralen Mittelmeer (EUNAVFOR MED Operation Sophia) 
ernannt. 

Artikel 2 

Der Beschluss (GASP) 2016/1079 wird mit Wirkung vom 4. April 2017 aufgehoben. 
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Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 4. April 2017 in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 29. März 2017. 

Im Namen des Politischen und 
Sicherheitspolitischen Komitees 

Der Vorsitzende 
W. STEVENS  
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BESCHLUSS (GASP) 2017/682 DES POLITISCHEN UND SICHERHEITSPOLITISCHEN KOMITEES 

vom 29. März 2017 

zur Ernennung des Befehlshabers der EU-Einsatzkräfte für die militärische Operation der 
Europäischen Union in Bosnien und Herzegowina und zur Aufhebung des Beschlusses (GASP) 

2016/332 (BiH/25/2017) 

DAS POLITISCHE UND SICHERHEITSPOLITISCHE KOMITEE — 

gestützt auf den Vertrag über die Europäische Union, insbesondere auf Artikel 38, 

gestützt auf die Gemeinsame Aktion 2004/570/GASP des Rates vom 12. Juli 2004 über die militärische Operation der 
Europäischen Union in Bosnien und Herzegowina (1), insbesondere auf Artikel 6 Absatz 1, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Aufgrund von Artikel 6 Absatz 1 der Gemeinsamen Aktion 2004/570/GASP hat der Rat das Politische und 
Sicherheitspolitische Komitee (PSK) ermächtigt, einschlägige Beschlüsse zur Ernennung des Befehlshabers der EU- 
Einsatzkräfte für die militärische Operation der Europäischen Union in Bosnien und Herzegowina (im Folgenden 
„Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte“) zu fassen. 

(2)  Am 23. Februar 2016 hat das PSK den Beschluss (GASP) 2016/332 (2) angenommen, mit dem Generalmajor 
Friedrich SCHRÖTTER zum Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte ernannt wurde. 

(3)  Der Befehlshaber der Operation der EU hat empfohlen, dass Brigadegeneral Anton WALDNER mit Wirkung vom 
28. März 2017 als Nachfolger von Generalmajor Friedrich SCHRÖTTER zum neuen Befehlshaber der EU- 
Einsatzkräfte ernannt wird. 

(4)  Der EU-Militärausschuss unterstützt diese Empfehlung. 

(5)  Der Beschluss (GASP) 2016/332 sollte daher aufgehoben werden. 

(6)  Nach Artikel 5 des dem Vertrag über die Europäische Union und dem Vertrag über die Arbeitsweise der 
Europäischen Union beigefügten Protokolls Nr. 22 über die Position Dänemarks beteiligt sich Dänemark nicht an 
der Ausarbeitung und Durchführung von Beschlüssen und Maßnahmen der Union, die verteidigungspolitische 
Bezüge haben. 

(7)  Der Europäische Rat hat auf seiner Tagung vom 12. und 13. Dezember 2002 in Kopenhagen eine Erklärung 
angenommen, wonach die „Berlin-plus“-Vereinbarungen und ihre Umsetzung nur für diejenigen Mitgliedstaaten 
der Union gelten, die auch entweder NATO-Mitglieder oder Vertragsparteien der „Partnerschaft für den Frieden“ 
sind und die dementsprechend bilaterale Sicherheitsabkommen mit der NATO geschlossen haben — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Brigadegeneral Anton WALDNER wird mit Wirkung vom 28. März 2017 zum Befehlshaber der EU-Einsatzkräfte für die 
militärische Operation der Europäischen Union in Bosnien und Herzegowina ernannt. 

Artikel 2 

Der Beschluss (GASP) 2016/332 wird aufgehoben. 
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Artikel 3 

Dieser Beschluss tritt am 28. März 2017 in Kraft. 

Geschehen zu Brüssel am 29. März 2017. 

Im Namen des Politischen und 
Sicherheitspolitischen Komitees 

Der Vorsitzende 
W. STEVENS  
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RECHTSAKTE VON GREMIEN, DIE IM RAHMEN 
INTERNATIONALER ÜBEREINKÜNFTE EINGESETZT 

WURDEN 

BESCHLUSS Nr. 1/2017 DES UNTERAUSSCHUSSES „GESUNDHEITSPOLIZEILICHE UND 
PFLANZENSCHUTZRECHTLICHE MASSNAHMEN“ EU-GEORGIEN 

vom 7. März 2017 

zur Änderung des Anhangs XI-B des Assoziierungsabkommens [2017/683] 

DER UNTERAUSSCHUSS „GESUNDHEITSPOLIZEILICHE UND PFLANZENSCHUTZRECHTLICHE MASSNAHMEN“, 

gestützt auf das Assoziierungsabkommen zwischen der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Georgien andererseits, insbesondere auf Artikel 55 und Artikel 65, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1)  Das Assoziierungsabkommen zwischen der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft und 
ihren Mitgliedstaaten einerseits und Georgien andererseits (1) (im Folgenden „Abkommen“) trat am 1. Juli 2016 in 
Kraft. 

(2)  Nach Artikel 55 Absatz 1 des Abkommens nähert Georgien seine gesundheitspolizeilichen, pflanzenschutz- und 
tierschutzrechtlichen Rechtsvorschriften schrittweise an die der Union an, wie in Anhang XI des Abkommens 
vorgesehen. 

(3)  Nach Artikel 55 Absatz 4 des Abkommens legt Georgien spätestens sechs Monate nach Inkrafttreten des 
Abkommens eine Liste der gesundheitspolizeilichen, pflanzenschutz- und tierschutzrechtlichen Rechtsvorschriften 
der EU vor, an die es seine eigene Gesetzgebung anzunähern beabsichtigt. Diese Annäherungsliste dient als 
Referenzdokument für die Umsetzung von Titel IV (Handel und Handelsfragen) Kapitel 4 (Gesundheitspolizeiliche 
und pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen) des Abkommens. 

(4)  Mit Artikel 65 des Abkommens wurde der Unterausschuss „Gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutzrechtliche 
Maßnahmen“ (im Folgenden „SPS-Unterausschuss“) des Abkommens eingesetzt, der sich mit allen Fragen im 
Zusammenhang mit Titel IV (Handel und Handelsfragen) Kapitel 4 (Gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutz­
rechtliche Maßnahmen) einschließlich dessen Umsetzung befasst und Anhang XI des Abkommens überprüfen und 
ändern kann. 

(5)  Georgien hat im Februar 2015 die Annäherungsliste der Rechtsvorschriften der EU der Europäischen Kommission 
vorgelegt; anschließend wurde sie im Benehmen mit der Europäischen Kommission überprüft und im Dezember 
2015 endgültig fertiggestellt. 

(6)  Es ist angezeigt, dass der SPS-Unterausschuss einen Beschluss fasst, um Anhang XI-B des Abkommens zu ändern 
und die im Anhang dieses Beschlusses aufgeführte Liste dort aufzunehmen — 

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

Artikel 1 

Anhang XI-B des Assoziierungsabkommens zwischen der Europäischen Union und der Europäischen Atomgemeinschaft 
und ihren Mitgliedstaaten einerseits und Georgien andererseits wird gemäß dem Anhang dieses Beschlusses geändert. 
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Artikel 2 

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Annahme in Kraft. 

Geschehen zu Tiflis am 7. März 2017. 

Für den Unterausschuss „Gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutzrechtliche Maßnahmen“ 

Der Vorsitzende Sekretäre 

N. KERESELIDZE R. FREIGOFAS L. INAURI   
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ANHANG 

ÄNDERUNG DES ANHANGS XI-B DES ASSOZIIERUNGSABKOMMENS 

Anhang XI-B des Abkommens wird hiermit geändert und erhält folgende Fassung: 

„ANHANG XI-B 

LISTE DER EU-RECHTSVORSCHRIFTEN, AN DIE GEORGIEN SEINE RECHTSVORSCHRIFTEN ANNÄHERN 
MUSS 

Nach Maßgabe des Artikels 55 Absatz 4 des Abkommens nähert Georgien seine Rechtsvorschriften innerhalb der 
nachstehend angegebenen Fristen an folgende Rechtsakte der Union an: 

Unionsvorschriften Frist für die Annä­
herung 

Abschnitt 1 — Veterinärwesen  

Verordnung (EG) Nr. 21/2004 des Rates vom 17. Dezember 2003 zur Einführung eines Systems 
zur Kennzeichnung und Registrierung von Schafen und Ziegen und zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 1782/2003 sowie der Richtlinien 92/102/EWG und 64/432/EWG 

2015 

Verordnung (EG) Nr. 1505/2006 der Kommission vom 11. Oktober 2006 zur Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 21/2004 des Rates bezüglich der erforderlichen Mindestkontrollen im Zusam­
menhang mit der Kennzeichnung und Registrierung von Schafen und Ziegen 

2015 

Richtlinie 2003/85/EG des Rates vom 29. September 2003 über Maßnahmen der Gemeinschaft zur 
Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche, zur Aufhebung der Richtlinien 85/511/EWG sowie der 
Entscheidungen 89/531/EWG und 91/665/EWG und zur Änderung der Richtlinie 92/46/EWG 

2015 

Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juli 2000 
zur Einführung eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern und über die Eti­
kettierung von Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 820/97 des Rates 

2015 

Verordnung (EG) Nr. 1082/2003 der Kommission vom 23. Juni 2003 mit Durchführungsvorschrif­
ten zur Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates für die Min­
destkontrollen im Rahmen des Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern 

2015 

Verordnung (EG) Nr. 911/2004 der Kommission vom 29. April 2004 zur Umsetzung der Verord­
nung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf Ohrmarken, 
Tierpässe und Bestandsregister 

2015 

Verordnung (EG) Nr. 494/98 der Kommission vom 27. Februar 1998 mit Durchführungsvorschrif­
ten zu der Verordnung (EG) Nr. 820/97 des Rates im Hinblick auf die Anwendung von verwal­
tungsrechtlichen Mindestsanktionen im Rahmen des Systems zur Kennzeichnung und Registrierung 
von Rindern 

2015 

Richtlinie 2002/60/EG des Rates vom 27. Juni 2002 zur Festlegung von besonderen Vorschriften 
für die Bekämpfung der Afrikanischen Schweinepest sowie zur Änderungen der Richtlinie 
92/119/EWG hinsichtlich der Teschener Krankheit und der Afrikanischen Schweinepest 

2015 

Richtlinie 92/66/EWG des Rates vom 14. Juli 1992 über Gemeinschaftsmaßnahmen zur Bekämp­
fung der Newcastle-Krankheit 

2015 

Richtlinie 2001/89/EG des Rates vom 23. Oktober 2001 über Maßnahmen der Gemeinschaft zur 
Bekämpfung der klassischen Schweinepest 

2015 
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Richtlinie 2008/71/EG des Rates vom 15. Juli 2008 über die Kennzeichnung und Registrierung 
von Schweinen 

2016 

Richtlinie 2005/94/EG des Rates vom 20. Dezember 2005 mit Gemeinschaftsmaßnahmen zur Be­
kämpfung der Aviären Influenza und zur Aufhebung der Richtlinie 92/40/EWG 

2016 

Verordnung (EG) Nr. 616/2009 der Kommission vom 13. Juli 2009 zur Durchführung der Richt­
linie 2005/94/EG des Rates hinsichtlich der Zulassung von Geflügelkompartimenten und Komparti­
menten für in Gefangenschaft gehaltene Vögel anderer Spezies in Bezug auf die Aviäre Influenza 
sowie hinsichtlich zusätzlicher vorbeugender Biosicherheitsmaßnahmen in solchen Kompartimen­
ten 

2016 

Beschluss 2010/367/EU der Kommission vom 25. Juni 2010 über die Durchführung der Pro­
gramme zur Überwachung von Geflügel und Wildvögeln auf aviäre Influenza durch die Mitglied­
staaten 

2016 

Entscheidung 2002/106/EG der Kommission vom 1. Februar 2002 zur Genehmigung eines Dia­
gnosehandbuchs mit Diagnosemethoden, Probenahmeverfahren und Kriterien für die Auswertung 
von Laboruntersuchungen zur Bestätigung der Klassischen Schweinepest 

2016 

Entscheidung 2003/422/EG der Kommission vom 26. Mai 2003 zur Genehmigung eines Diagnose­
handbuchs für die Afrikanische Schweinepest 

2016 

Entscheidung 2006/437/EG der Kommission vom 4. August 2006 über die Genehmigung eines 
Handbuchs zur Diagnose der Aviären Influenza gemäß der Richtlinie 2005/94/EG des Rates 

2016 

Verordnung (EG) Nr. 999/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Mai 2001 mit 
Vorschriften zur Verhütung, Kontrolle und Tilgung bestimmter transmissibler spongiformer Enze­
phalopathien 

2016 

Entscheidung 2001/183/EG der Kommission vom 22. Februar 2001 über die Probenahmepläne 
und Diagnoseverfahren zur Erkennung und zum Nachweis bestimmter Fischseuchen und zur Auf­
hebung der Entscheidung 92/532/EWG 

2016 

Richtlinie 2006/88/EG des Rates vom 24. Oktober 2006 mit Gesundheits- und Hygienevorschriften 
für Tiere in Aquakultur und Aquakulturerzeugnisse und zur Verhütung und Bekämpfung bestimm­
ter Wassertierkrankheiten 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 
2009 mit Hygienevorschriften für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Neben­
produkte und zur Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1774/2002 

2017 

Verordnung (EU) Nr. 142/2011 der Kommission vom 25. Februar 2011 zur Durchführung der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1069/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates mit Hygienevorschriften 
für nicht für den menschlichen Verzehr bestimmte tierische Nebenprodukte sowie zur Durchfüh­
rung der Richtlinie 97/78/EG des Rates hinsichtlich bestimmter gemäß der genannten Richtlinie 
von Veterinärkontrollen an der Grenze befreiter Proben und Waren 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 1251/2008 der Kommission vom 12. Dezember 2008 zur Durchführung der 
Richtlinie 2006/88/EG des Rates hinsichtlich der Bedingungen und Bescheinigungsvorschriften für 
das Inverkehrbringen und die Einfuhr in die Gemeinschaft von Tieren in Aquakultur und Aquakul­
turerzeugnissen sowie zur Festlegung einer Liste von Überträgerarten 

2017 

Richtlinie 92/118/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 über die tierseuchenrechtlichen und ge­
sundheitlichen Bedingungen für den Handel mit Erzeugnissen tierischen Ursprungs in der Gemein­
schaft sowie für ihre Einfuhr in die Gemeinschaft, soweit sie diesbezüglich nicht den spezifischen 
Gemeinschaftsregelungen nach Anhang A Kapitel I der Richtlinie 89/662/EWG und — in Bezug 
auf Krankheitserreger — der Richtlinie 90/425/EWG unterliegen 

2017 
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Richtlinie 2003/99/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. November 2003 zur 
Überwachung von Zoonosen und Zoonoseerregern und zur Änderung der Entscheidung 
90/424/EWG des Rates sowie zur Aufhebung der Richtlinie 92/117/EWG des Rates 

2017 

Richtlinie 64/432/EWG des Rates vom 26. Juni 1964 zur Regelung viehseuchenrechtlicher Fragen 
beim innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Rindern und Schweinen 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 998/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Mai 2003 
über die Veterinärbedingungen für die Verbringung von Heimtieren zu anderen als Handelszwecken 
und zur Änderung der Richtlinie 92/65/EWG des Rates 

2018 

Verordnung (EG) Nr. 1266/2007 der Kommission vom 26. Oktober 2007 mit Durchführungsvor­
schriften zur Richtlinie 2000/75/EG des Rates hinsichtlich der Bekämpfung, Überwachung und Be­
obachtung der Blauzungenkrankheit sowie der Beschränkungen, die für Verbringungen bestimmter 
Tiere von für die Blauzungenkrankheit empfänglichen Arten gelten 

2018 

Richtlinie 2000/75/EG des Rates vom 20. November 2000 mit besonderen Bestimmungen für 
Maßnahmen zur Bekämpfung und Tilgung der Blauzungenkrankheit 

2018 

Delegierte Verordnung (EU) Nr. 1152/2011 der Kommission vom 14. Juli 2011 zur Ergänzung der 
Verordnung (EG) Nr. 998/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich präventiver 
Gesundheitsmaßnahmen zur Kontrolle von Echinococcus-multilocularis-Infektionen bei Hunden 

2018 

Richtlinie 2002/99/EG des Rates vom 16. Dezember 2002 zur Festlegung von tierseuchenrechtli­
chen Vorschriften für das Herstellen, die Verarbeitung, den Vertrieb und die Einfuhr von Lebensmit­
teln tierischen Ursprungs 

2018 

Richtlinie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. November 2001 zur 
Schaffung eines Gemeinschaftskodexes für Tierarzneimittel 

2018 

Richtlinie 2004/28/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 31. März 2004 zur Ände­
rung der Richtlinie 2001/82/EG zur Schaffung eines Gemeinschaftskodexes für Tierarzneimittel 

2018 

Verordnung (EG) Nr. 1662/95 der Kommission vom 7. Juli 1995 zur Festlegung der Modalitäten 
für die Anwendung gemeinschaftlicher Beschlußverfahren für die Zulassung von Arzneimitteln 
oder Tierarzneimitteln 

2018 

Verordnung (EG) Nr. 470/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 über 
die Schaffung eines Gemeinschaftsverfahrens für die Festsetzung von Höchstmengen für Rückstände 
pharmakologisch wirksamer Stoffe in Lebensmitteln tierischen Ursprungs, zur Aufhebung der Ver­
ordnung (EWG) Nr. 2377/90 des Rates und zur Änderung der Richtlinie 2001/82/EG des Europä­
ischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG) Nr. 726/2004 des Europäischen Parla­
ments und des Rates 

2018 

Richtlinie 2004/68/EG des Rates vom 26. April 2004 zur Festlegung der Veterinärbedingungen für 
die Einfuhr und die Durchfuhr bestimmter lebender Huftiere in bzw. durch die Gemeinschaft, zur 
Änderung der Richtlinien 90/426/EWG und 92/65/EWG und zur Aufhebung der Richtlinie 
72/462/EWG 

2019 

Verordnung (EG) Nr. 2160/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. November 
2003 zur Bekämpfung von Salmonellen und bestimmten anderen durch Lebensmittel übertragba­
ren Zoonoseerregern 

2019 

Verordnung (EG) Nr. 1177/2006 der Kommission vom 1. August 2006 zur Durchführung der Ver­
ordnung (EG) Nr. 2160/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Bestim­
mungen über die Anwendung von spezifischen Bekämpfungsmethoden im Rahmen der nationalen 
Programme zur Bekämpfung von Salmonellen bei Geflügel 

2019 
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Entscheidung 2007/843/EG der Kommission vom 11. Dezember 2007 über die Genehmigung von 
Programmen zur Bekämpfung von Salmonellen in Gallus-gallus-Zuchtherden in bestimmten Dritt­
ländern gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2160/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates 
und zur Änderung der Entscheidung 2006/696/EG hinsichtlich bestimmter, die öffentliche Gesund­
heit betreffender Anforderungen bei der Einfuhr von Geflügel und Bruteiern 

2019 

Richtlinie 2006/130/EG der Kommission vom 11. Dezember 2006 zur Durchführung der Richt­
linie 2001/82/EG des Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf die Festlegung von Kri­
terien für die Ausnahme bestimmter Tierarzneimittel, die für zur Nahrungsmittelerzeugung ge­
nutzte Tiere bestimmt sind, von der Pflicht der tierärztlichen Verschreibung 

2019 

Verordnung (EG) Nr. 183/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Januar 2005 
mit Vorschriften für die Futtermittelhygiene 

2019 

Verordnung (EG) Nr. 141/2007 der Kommission vom 14. Februar 2007 über die Zulassungspflicht 
für Futtermittelbetriebe, die Futtermittelzusatzstoffe der Kategorie Kokzidiostatika und Histomonos­
tatika herstellen oder in Verkehr bringen, in Einklang mit der Verordnung (EG) Nr. 183/2005 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 

2019 

Richtlinie 92/119/EWG des Rates vom 17. Dezember 1992 mit allgemeinen Gemeinschaftsmaß­
nahmen zur Bekämpfung bestimmter Tierseuchen sowie besonderen Maßnahmen bezüglich der ve­
sikulären Schweinekrankheit 

2020 

Entscheidung 2000/428/EG der Kommission vom 4. Juli 2000 zur Festlegung von Diagnosemetho­
den, Probenahmeverfahren und Kriterien für die Auswertung der Ergebnisse von Laboruntersuchun­
gen zur Bestätigung und Differentialdiagnose der vesikulären Schweinekrankheit 

2020 

Richtlinie 2008/38/EG der Kommission vom 5. März 2008 mit dem Verzeichnis der Verwendun­
gen von Futtermitteln für besondere Ernährungszwecke 

2020 

Richtlinie 82/475/EWG der Kommission vom 23. Juni 1982 über die Kategorien von Futtermittel- 
Ausgangserzeugnissen, die zur Kennzeichnung von Mischfuttermitteln für Heimtiere verwendet 
werden dürfen 

2020 

Verordnung (EG) Nr. 767/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 
über das Inverkehrbringen und die Verwendung von Futtermitteln, zur Änderung der Verordnung 
(EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Richtli­
nien 79/373/EWG des Rates, 80/511/EWG der Kommission, 82/471/EWG des Rates, 83/228/EWG 
des Rates, 93/74/EWG des Rates, 93/113/EG des Rates und 96/25/EG des Rates und der Entschei­
dung 2004/217/EG der Kommission 

2020 

Empfehlung 2011/25/EU der Kommission vom 14. Januar 2011 zur Festlegung von Leitlinien für 
die Unterscheidung zwischen Einzelfuttermitteln, Futtermittelzusatzstoffen, Biozid-Produkten und 
Tierarzneimitteln 

2020 

Verordnung (EU) Nr. 68/2013 der Kommission vom 16. Januar 2013 zum Katalog der Einzelfutter­
mittel 

2020 

Verordnung (EG) Nr. 152/2009 der Kommission vom 27. Januar 2009 zur Festlegung der Probe­
nahmeverfahren und Analysemethoden für die amtliche Untersuchung von Futtermitteln 

2021 

Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 
2003 über Zusatzstoffe zur Verwendung in der Tierernährung 

2021 

Verordnung (EG) Nr. 378/2005 der Kommission vom 4. März 2005 mit Durchführungsbestim­
mungen zu der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates hin­
sichtlich der Pflichten und Aufgaben des gemeinschaftlichen Referenzlaboratoriums in Bezug auf 
Anträge auf Zulassung von Futtermittelzusatzstoffen 

2021 
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Verordnung (EG) Nr. 429/2008 der Kommission vom 25. April 2008 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsicht­
lich der Erstellung und Vorlage von Anträgen sowie der Bewertung und Zulassung von Futtermittel­
zusatzstoffen 

2021 

Verordnung (EG) Nr. 2075/2005 der Kommission vom 5. Dezember 2005 mit spezifischen Vor­
schriften für die amtlichen Fleischuntersuchungen auf Trichinen 

2021 

Richtlinie 98/58/EG des Rates vom 20. Juli 1998 über den Schutz landwirtschaftlicher Nutztiere 2022 

Entscheidung 2006/778/EG der Kommission vom 14. November 2006 über Mindestanforderungen 
an die Erfassung von Informationen bei Kontrollen von Betrieben, in denen bestimmte landwirt­
schaftliche Nutztiere gehalten werden 

2022 

Richtlinie 2008/119/EG des Rates vom 18. Dezember 2008 zur Festlegung von Mindestanforde­
rungen zum Schutz von Kälbern 

2022 

Richtlinie 2008/120/EG des Rates vom 18. Dezember 2008 über Mindestanforderungen für den 
Schutz von Schweinen 

2022 

Verordnung (EG) Nr. 1099/2009 des Rates vom 24. September 2009 über den Schutz von Tieren 
zum Zeitpunkt der Tötung 

2022 

Richtlinie 2002/4/EG der Kommission vom 30. Januar 2002 über die Registrierung von Legehen­
nenbetrieben gemäß der Richtlinie 1999/74/EG des Rates 

2022 

Richtlinie 2007/43/EG des Rates vom 28. Juni 2007 mit Mindestvorschriften zum Schutz von Mas­
thühnern 

2022 

Verordnung (EG) Nr. 1255/97 des Rates vom 25. Juni 1997 zur Festlegung gemeinschaftlicher Kri­
terien für Kontrollstellen und zur Anpassung des im Anhang der Richtlinie 91/628/EWG vorgese­
henen Transportplans 

2022 

Verordnung (EG) Nr. 1/2005 des Rates vom 22. Dezember 2004 über den Schutz von Tieren beim 
Transport und damit zusammenhängenden Vorgängen sowie zur Änderung der Richtlinien 
64/432/EWG und 93/119/EG und der Verordnung (EG) Nr. 1255/97 

2022 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 750/2014 der Kommission vom 10. Juli 2014 über Maßnah­
men zum Schutz vor der Epizootischen Virus-Diarrhoe in Bezug auf die tierseuchenrechtlichen An­
forderungen für die Verbringung von Schweinen in die Union 

2023 

Richtlinie 1999/74/EG des Rates vom 19. Juli 1999 zur Festlegung von Mindestanforderungen 
zum Schutz von Legehennen 

2023 

Verordnung (EU) Nr. 101/2013 der Kommission vom 4. Februar 2013 über die Verwendung von 
Milchsäure zur Verringerung mikrobiologischer Oberflächenverunreinigungen von Rinderschlacht­
körpern 

2023 

Richtlinie 90/167/EWG des Rates vom 26. März 1990 zur Festlegung der Bedingungen für die Her­
stellung, das Inverkehrbringen und die Verwendung von Fütterungsarzneimitteln in der Gemein­
schaft 

2024 

Richtlinie 2002/32/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 7. Mai 2002 über uner­
wünschte Stoffe in der Tierernährung 

2024 

Empfehlung 2004/704/EG der Kommission vom 11. Oktober 2004 zur Überwachung der natürli­
chen Belastung von Futtermitteln mit Dioxinen und dioxinähnlichen PCB 

2024 
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Durchführungsverordnung (EU) Nr. 139/2013 der Kommission vom 7. Januar 2013 zur Festlegung 
der Veterinärbedingungen für die Einfuhr bestimmter Vogelarten in die Union sowie der dafür gel­
tenden Quarantänebedingungen 

2024 

Richtlinie 90/426/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur Festlegung der tierseuchenrechtlichen 
Vorschriften für das Verbringen von Equiden und für ihre Einfuhr aus Drittländern 

2024 

Verordnung (EU) Nr. 605/2010 der Kommission vom 2. Juli 2010 zur Festlegung der Veterinärbe­
dingungen und Veterinärbescheinigungen für das Verbringen von Rohmilch, Milcherzeugnissen, Ko­
lostrum und Erzeugnissen auf Kolostrumbasis zum menschlichen Verzehr in die Europäische Union 

2025 

Richtlinie 90/427/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur Festlegung der tierzüchterischen und ge­
nealogischen Vorschriften für den innergemeinschaftlichen Handel mit Equiden 

2025 

Richtlinie 2009/156/EG des Rates vom 30. November 2009 zur Festlegung der tierseuchenrechtli­
chen Vorschriften für das Verbringen von Equiden und für ihre Einfuhr aus Drittländern 

2025 

Verordnung (EG) Nr. 504/2008 der Kommission vom 6. Juni 2008 zur Umsetzung der Richtlinien 
90/426/EWG und 90/427/EWG des Rates in Bezug auf Methoden zur Identifizierung von Equiden 

2025 

Richtlinie 2009/157/EG des Rates vom 30. November 2009 über reinrassige Zuchtrinder 2026 

Entscheidung 84/247/EWG der Kommission vom 27. April 1984 zur Festlegung der Kriterien für 
die Anerkennung von Züchtervereinigungen und Zuchtorganisationen, die Zuchtbücher für reinras­
sige Zuchtrinder halten oder einrichten 

2026 

Richtlinie 87/328/EWG des Rates vom 18. Juni 1987 über die Zulassung reinrassiger Zuchtrinder 
zur Zucht 

2026 

Richtlinie 94/28/EG des Rates vom 23. Juni 1994 über die grundsätzlichen tierzüchterischen und 
genealogischen Bedingungen für die Einfuhr von Tieren, Sperma, Eizellen und Embryonen aus 
Drittländern und zur Änderung der Richtlinie 77/504/EWG über reinrassige Zuchtrinder 

2026 

Richtlinie 92/35/EWG des Rates vom 29. April 1992 zur Festlegung von Kontrollregeln und Maß­
nahmen zur Bekämpfung der Pferdepest 

2026 

Richtlinie 90/429/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 zur Festlegung der tierseuchenrechtlichen An­
forderungen an den innergemeinschaftlichen Handelsverkehr mit Samen von Schweinen und an 
dessen Einfuhr 

2026 

Durchführungsbeschluss 2012/137/EU der Kommission vom 1. März 2012 über die Einfuhr von 
Samen von Hausschweinen in die Europäische Union 

2027 

Richtlinie 88/661/EWG des Rates vom 19. Dezember 1988 über die tierzüchterischen Normen für 
Zuchtschweine 

2027 

Richtlinie 90/428/EWG des Rates vom 26. Juni 1990 über den Handel mit Sportpferden und zur 
Festlegung der Bedingungen für die Teilnahme an pferdesportlichen Veranstaltungen 

2027 

Abschnitt 2 — Lebensmittelsicherheit  

Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Januar 2002 
zur Festlegung der allgemeinen Grundsätze und Anforderungen des Lebensmittelrechts, zur Errich­
tung der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit und zur Festlegung von Verfahren zur 
Lebensmittelsicherheit 

2015 

Verordnung (EU) Nr. 16/2011 der Kommission vom 10. Januar 2011 mit Durchführungsbestim­
mungen für das Schnellwarnsystem für Lebens- und Futtermittel 

2015 
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Beschluss 2004/478/EG der Kommission vom 29. April 2004 zur Erstellung eines allgemeinen 
Plans für das Krisenmanagement im Bereich der Lebens- und Futtermittelsicherheit 

2015 

Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 
über Lebensmittelhygiene 

2015 

Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 
mit spezifischen Hygienevorschriften für Lebensmittel tierischen Ursprungs 

2015 

Verordnung (EG) Nr. 2073/2005 der Kommission vom 15. November 2005 über mikrobiologische 
Kriterien für Lebensmittel 

2015 

Verordnung (EG) Nr. 2074/2005 der Kommission vom 5. Dezember 2005 zur Festlegung von 
Durchführungsvorschriften für bestimmte unter die Verordnung (EG) Nr. 853/2004 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates fallende Erzeugnisse und für die in den Verordnungen (EG) 
Nr. 854/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates und (EG) Nr. 882/2004 des Europä­
ischen Parlaments und des Rates vorgesehenen amtlichen Kontrollen, zur Abweichung von der Ver­
ordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Änderung der 
Verordnungen (EG) Nr. 853/2004 und (EG) Nr. 854/2004 

2015 

Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 
über amtliche Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts 
sowie der Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz 

2015 

Verordnung (EG) Nr. 854/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 
mit besonderen Verfahrensvorschriften für die amtliche Überwachung von zum menschlichen Ver­
zehr bestimmten Erzeugnissen tierischen Ursprungs 

2015 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 931/2011 der Kommission vom 19. September 2011 über die 
mit der Verordnung (EG) Nr. 178/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates festgelegten 
Rückverfolgbarkeitsanforderungen an Lebensmittel tierischen Ursprungs 

2015 

Richtlinie 96/23/EG des Rates vom 29. April 1996 über Kontrollmaßnahmen hinsichtlich bestimm­
ter Stoffe und ihrer Rückstände in lebenden Tieren und tierischen Erzeugnissen und zur Aufhebung 
der Richtlinien 85/358/EWG und 86/469/EWG und der Entscheidungen 89/187/EWG und 
91/664/EWG 

2015 

Entscheidung 97/747/EG der Kommission vom 27. Oktober 1997 über Umfang und Häufigkeit 
der in der Richtlinie 96/23/EG des Rates vorgesehenen Probenahmen zum Zweck der Untersu­
chung in Bezug auf bestimmte Stoffe und ihre Rückstände in bestimmten tierischen Erzeugnissen 

2015 

Richtlinie 96/22/EG des Rates vom 29. April 1996 über das Verbot der Verwendung bestimmter 
Stoffe mit hormonaler bzw. thyreostatischer Wirkung und von β-Agonisten in der tierischen Erzeu­
gung und zur Aufhebung der Richtlinien 81/602/EWG, 88/146/EWG und 88/299/EWG 

2015 

Verordnung (EWG) Nr. 315/93 des Rates vom 8. Februar 1993 zur Festlegung von gemeinschaftli­
chen Verfahren zur Kontrolle von Kontaminanten in Lebensmitteln 

2015 

Verordnung (EG) Nr. 1760/2000 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. Juli 2000 
zur Einführung eines Systems zur Kennzeichnung und Registrierung von Rindern und über die Eti­
kettierung von Rindfleisch und Rindfleischerzeugnissen sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 820/97 des Rates 

2015 

Verordnung (EG) Nr. 1881/2006 der Kommission vom 19. Dezember 2006 zur Festsetzung der 
Höchstgehalte für bestimmte Kontaminanten in Lebensmitteln 

2015 
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Entscheidung 2002/657/EG der Kommission vom 12. August 2002 zur Umsetzung der Richtlinie 
96/23/EG des Rates betreffend die Durchführung von Analysemethoden und die Auswertung von 
Ergebnissen 

2016 

Entscheidung 2006/677/EG der Kommission vom 29. September 2006 zur Festlegung der Leitli­
nien, mit denen Kriterien für die Durchführung von Audits gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates über amtliche Kontrollen zur Überprü­
fung der Einhaltung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts sowie der Bestimmungen über Tierge­
sundheit und Tierschutz festgelegt werden 

2016 

Verordnung (EG) Nr. 396/2005 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Februar 2005 
über Höchstgehalte an Pestizidrückständen in oder auf Lebens- und Futtermitteln pflanzlichen und 
tierischen Ursprungs und zur Änderung der Richtlinie 91/414/EWG des Rates 

2016 

Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 
2011 betreffend die Information der Verbraucher über Lebensmittel und zur Änderung der Verord­
nungen (EG) Nr. 1924/2006 und (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates 
und zur Aufhebung der Richtlinie 87/250/EWG der Kommission, der Richtlinie 90/496/EWG des 
Rates, der Richtlinie 1999/10/EG der Kommission, der Richtlinie 2000/13/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates, der Richtlinien 2002/67/EG und 2008/5/EG der Kommission und der 
Verordnung (EG) Nr. 608/2004 der Kommission 

2016 

Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 
2006 über nährwert- und gesundheitsbezogene Angaben über Lebensmittel 

2016 

Verordnung (EU) Nr. 1047/2012 der Kommission vom 8. November 2012 zur Änderung der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1924/2006 in Bezug auf die Liste der nährwertbezogenen Angaben 

2016 

Durchführungsbeschluss 2013/63/EU der Kommission vom 24. Januar 2013 zur Annahme von 
Leitlinien zur Umsetzung der in Artikel 10 der Verordnung (EG) Nr. 1924/2006 des Europäischen 
Parlaments und des Rates dargelegten speziellen Bedingungen für gesundheitsbezogene Angaben 

2016 

Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 
2008 über Lebensmittelzusatzstoffe 

2016 

Verordnung (EG) Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 20. Dezember 
2006 über den Zusatz von Vitaminen und Mineralstoffen sowie bestimmten anderen Stoffen zu Le­
bensmitteln 

2016 

Verordnung (EG) Nr. 1170/2009 der Kommission vom 30. November 2009 zur Änderung der 
Richtlinie 2002/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und der Verordnung (EG) 
Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Listen von Vitaminen 
und Mineralstoffen sowie ihrer Aufbereitungsformen, die Lebensmitteln zugesetzt bzw. bei der Her­
stellung von Nahrungsergänzungsmitteln verwendet werden dürfen 

2016 

Verordnung (EU) Nr. 37/2010 der Kommission vom 22. Dezember 2009 über pharmakologisch 
wirksame Stoffe und ihre Einstufung hinsichtlich der Rückstandshöchstmengen in Lebensmitteln 
tierischen Ursprungs 

2016 

Verordnung (EG) Nr. 401/2006 der Kommission vom 23. Februar 2006 zur Festlegung der Probe­
nahmeverfahren und Analysemethoden für die amtliche Kontrolle des Mykotoxingehalts von Le­
bensmitteln 

2016 

Verordnung (EG) Nr. 333/2007 der Kommission vom 28. März 2007 zur Festlegung der Probe­
nahme- und Analysemethoden für die Kontrolle des Gehalts an Spurenelementen und Prozesskon­
taminanten in Lebensmitteln 

2016 
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Entscheidung 94/360/EG der Kommission vom 20. Mai 1994 betreffend die Verringerung der Kon­
trollhäufigkeit bei bestimmten Erzeugnissendungen aus Drittländern gemäß der Richtlinie 
90/675/EWG des Rates 

2017 

Richtlinie 2011/91/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Dezember 2011 über 
Angaben oder Marken, mit denen sich das Los, zu dem ein Lebensmittel gehört, feststellen lässt 

2017 

Entscheidung 92/608/EWG des Rates vom 14. November 1992 zur Festlegung von Analyse- und 
Testverfahren für wärmebehandelte Milch, die zum unmittelbaren Genuß durch Menschen be­
stimmt ist 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 669/2009 der Kommission vom 24. Juli 2009 zur Durchführung der Verord­
nung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf verstärkte 
amtliche Kontrollen bei der Einfuhr bestimmter Futtermittel und Lebensmittel nicht tierischen Ur­
sprungs und zur Änderung der Entscheidung 2006/504/EG 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 645/2000 der Kommission vom 28. März 2000 mit Durchführungsbestim­
mungen für die ordnungsgemäße Anwendung gewisser Bestimmungen von Artikel 7 der Richtlinie 
86/362/EWG und Artikel 4 der Richtlinie 90/642/EWG hinsichtlich der Kontrolle der Höchstge­
halte an Rückständen von Schädlingsbekämpfungsmitteln auf und in Getreide bzw. bestimmten Er­
zeugnissen pflanzlichen Ursprungs, einschließlich Obst und Gemüse 

2017 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 489/2012 der Kommission vom 8. Juni 2012 zur Festlegung 
von Durchführungsvorschriften für die Anwendung von Artikel 16 der Verordnung (EG) 
Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zusatz von Vitaminen, Mine­
ralstoffen sowie bestimmten anderen Stoffen zu Lebensmitteln 

2017 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 307/2012 der Kommission vom 11. April 2012 zur Festlegung 
von Durchführungsvorschriften für die Anwendung von Artikel 8 der Verordnung (EG) 
Nr. 1925/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates über den Zusatz von Vitaminen, Mine­
ralstoffen sowie bestimmten anderen Stoffen zu Lebensmitteln 

2017 

Verordnung (EU) Nr. 609/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Juni 2013 
über Lebensmittel für Säuglinge und Kleinkinder, Lebensmittel für besondere medizinische Zwecke 
und Tagesrationen für gewichtskontrollierende Ernährung und zur Aufhebung der Richtlinie 
92/52/EWG des Rates, der Richtlinien 96/8/EG, 1999/21/EG, 2006/125/EG und 2006/141/EG der 
Kommission, der Richtlinie 2009/39/EG des Europäischen Parlaments und des Rates sowie der Ver­
ordnungen (EG) Nr. 41/2009 und (EG) Nr. 953/2009 der Kommission 

2017 

Verordnung (EG) Nr. 1331/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 
2008 über ein einheitliches Zulassungsverfahren für Lebensmittelzusatzstoffe, -enzyme und -aro­
men 

2017 

Verordnung (EU) Nr. 234/2011 der Kommission vom 10. März 2011 zur Durchführung der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1331/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates über ein einheitliches Zu­
lassungsverfahren für Lebensmittelzusatzstoffe, -enzyme und -aromen 

2018 

Verordnung (EU) Nr. 257/2010 der Kommission vom 25. März 2010 zur Aufstellung eines Pro­
gramms zur Neubewertung zugelassener Lebensmittelzusatzstoffe gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates über Lebensmittelzusatzstoffe 

2018 

Verordnung (EG) Nr. 1935/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Oktober 
2004 über Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung 
zu kommen und zur Aufhebung der Richtlinien 80/590/EWG und 89/109/EWG 

2018 
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Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 
2003 über die Rückverfolgbarkeit und Kennzeichnung von genetisch veränderten Organismen und 
über die Rückverfolgbarkeit von aus genetisch veränderten Organismen hergestellten Lebensmitteln 
und Futtermitteln sowie zur Änderung der Richtlinie 2001/18/EG 

2018 

Empfehlung 2004/787/EG der Kommission vom 4. Oktober 2004 für eine technische Anleitung 
für Probenahme und Nachweis von gentechnisch veränderten Organismen und von aus gentech­
nisch veränderten Organismen hergestelltem Material als Produkte oder in Produkten im Kontext 
der Verordnung (EG) Nr. 1830/2003 

2018 

Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. September 
2003 über genetisch veränderte Lebensmittel und Futtermittel 

2018 

Entscheidung 2007/363/EG der Kommission vom 21. Mai 2007 über Leitlinien zur Unterstützung 
der Mitgliedstaaten bei der Ausarbeitung des integrierten mehrjährigen nationalen Kontrollplans ge­
mäß der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates 

2019 

Verordnung (EU) Nr. 231/2012 der Kommission vom 9. März 2012 mit Spezifikationen für die in 
den Anhängen II und III der Verordnung (EG) Nr. 1333/2008 des Europäischen Parlaments und des 
Rates aufgeführten Lebensmittelzusatzstoffe Text von Bedeutung für den EWR 

2019 

Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. Januar 1997 
über neuartige Lebensmittel und neuartige Lebensmittelzutaten 

2019 

Empfehlung 97/618/EG der Kommission vom 29. Juli 1997 zu den wissenschaftlichen Aspekten 
und zur Darbietung der für Anträge auf Genehmigung des Inverkehrbringens neuartiger Lebensmit­
tel und Lebensmittelzutaten erforderlichen Informationen sowie zur Erstellung der Berichte über die 
Erstprüfung gemäß der Verordnung (EG) Nr. 258/97 des Europäischen Parlaments und des Rates 

2019 

Verordnung (EG) Nr.2023/2006 der Kommission vom 22. Dezember 2006 über gute Herstellungs­
praxis für Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung 
zu kommen 

2019 

Verordnung (EG) Nr. 641/2004 der Kommission vom 6. April 2004 mit Durchführungsbestim­
mungen zur Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsicht­
lich des Antrags auf Zulassung neuer genetisch veränderter Lebensmittel und Futtermittel, der Mel­
dung bestehender Erzeugnisse und des zufälligen oder technisch unvermeidbaren Vorhandenseins 
genetisch veränderten Materials, zu dem die Risikobewertung befürwortend ausgefallen ist 

2019 

Empfehlung 2013/165/EU der Kommission vom 27. März 2013 über das Vorhandensein der To­
xine T-2 und HT-2 in Getreiden und Getreideerzeugnissen 

2019 

Verordnung (EG) Nr. 1332/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 
2008 über Lebensmittelenzyme und zur Änderung der Richtlinie 83/417/EWG des Rates, der Ver­
ordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates, der Richtlinie 2000/13/EG, der Richtlinie 2001/112/EG 
des Rates sowie der Verordnung (EG) Nr. 258/97 

2020 

Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Dezember 
2008 über Aromen und bestimmte Lebensmittelzutaten mit Aromaeigenschaften zur Verwendung 
in und auf Lebensmitteln sowie zur Änderung der Verordnung (EWG) Nr. 1601/91 des Rates, der 
Verordnungen (EG) Nr. 2232/96 und (EG) Nr. 110/2008 und der Richtlinie 2000/13/EG 

2020 

Verordnung (EU) Nr. 873/2012 der Kommission vom 1. Oktober 2012 über Übergangsmaßnah­
men bezüglich der Unionsliste der Aromen und Ausgangsstoffe gemäß Anhang I der Verordnung 
(EG) Nr. 1334/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates 

2020 
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Richtlinie 78/142/EWG des Rates vom 30. Januar 1978 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über Vinylchlorid-Monomer enthaltende Materialien und Gegenstände, die dazu 
bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen 

2020 

Richtlinie 92/2/EWG der Kommission vom 13. Januar 1992 zur Festlegung des Probenahmeverfah­
rens und des gemeinschaftlichen Analyseverfahrens für die amtliche Kontrolle der Temperaturen 
von tiefgefrorenen Lebensmitteln 

2020 

Richtlinie 89/108/EWG des Rates vom 21. Dezember 1988 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über tiefgefrorene Lebensmittel 

2020 

Verordnung (EG) Nr. 37/2005 der Kommission vom 12. Januar 2005 zur Überwachung der Tem­
peraturen von tief gefrorenen Lebensmitteln in Beförderungsmitteln sowie Einlagerungs- und Lager­
einrichtungen 

2020 

Beschluss 2005/463/EG der Kommission vom 21. Juni 2005 zur Einsetzung einer Netzwerkgruppe 
für den Austausch und die Koordinierung von Informationen über die Koexistenz gentechnisch ver­
änderter, konventioneller und ökologischer Kulturen 

2020 

Entscheidung 2009/770/EG der Kommission vom 13. Oktober 2009 zur Festlegung der Standard­
formulare für die Berichterstattung über die Überwachung der absichtlichen Freisetzung genetisch 
veränderter Organismen in die Umwelt als Produkte oder in Produkten zum Zweck des Inverkehr­
bringens gemäß der Richtlinie 2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 

2020 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 872/2012 der Kommission vom 1. Oktober 2012 zur Festle­
gung der Liste der Aromastoffe gemäß der Verordnung (EG) Nr. 2232/96 des Europäischen Parla­
ments und des Rates, zur Aufnahme dieser Liste in Anhang I der Verordnung (EG) Nr. 1334/2008 
des Europäischen Parlaments und des Rates sowie zur Aufhebung der Verordnung (EG) 
Nr. 1565/2000 der Kommission und der Entscheidung 1999/217/EG der Kommission 

2021 

Verordnung (EG) Nr. 2065/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. November 
2003 über Raucharomen zur tatsächlichen oder beabsichtigten Verwendung in oder auf Lebensmit­
teln 

2021 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1321/2013 der Kommission vom 10. Dezember 2013 zur 
Festlegung der Unionsliste zugelassener Primärprodukte für die Herstellung von Raucharomen zur 
Verwendung als solche in oder auf Lebensmitteln und/oder für die Produktion daraus hergestellter 
Raucharomen 

2021 

Richtlinie 93/11/EWG der Kommission vom 15. März 1993 über die Freisetzung von N-Nitrosami­
nen und N-nitrosierbaren Stoffen aus Flaschen- und Beruhigungssaugern aus Elastomeren oder 
Gummi 

2021 

Verordnung (EG) Nr. 1895/2005 der Kommission vom 18. November 2005 über die Beschränkung 
der Verwendung bestimmter Epoxyderivate in Materialien und Gegenständen, die dazu bestimmt 
sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen 

2021 

Empfehlung der Kommission vom 13. Juli 2010 mit Leitlinien für die Entwicklung nationaler Ko­
existenz-Maßnahmen zur Vermeidung des unbeabsichtigten Vorhandenseins von GVO in konven­
tionellen und ökologischen Kulturpflanzen 

2021 

Verordnung (EG) Nr. 1882/2006 der Kommission vom 19. Dezember 2006 zur Festlegung der Pro­
benahmeverfahren und Analysemethoden für die amtliche Kontrolle des Nitratgehalts von bestimm­
ten Lebensmitteln 

2021 

Entscheidung 86/474/EWG der Kommission vom 11. September 1986 zur Durchführung tierärztli­
cher Kontrollen an Ort und Stelle im Rahmen der Regelung über die Einfuhr von Rindern und 
Schweinen und frischem Fleisch aus Drittländern 

2022 

11.4.2017 L 98/34 Amtsblatt der Europäischen Union DE     



Unionsvorschriften Frist für die Annä­
herung 

Richtlinie 2002/46/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. Juni 2002 zur Anglei­
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Nahrungsergänzungsmittel 

2022 

Verordnung (EU) Nr. 10/2011 der Kommission vom 14. Januar 2011 über Materialien und Gegen­
stände aus Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen 

2022 

Richtlinie 2009/54/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 über die Ge­
winnung von und den Handel mit natürlichen Mineralwässern 

2022 

Richtlinie 2003/40/EG der Kommission vom 16. Mai 2003 zur Festlegung des Verzeichnisses, der 
Grenzwerte und der Kennzeichnung der Bestandteile natürlicher Mineralwässer und der Bedingun­
gen für die Behandlung natürlicher Mineralwässer und Quellwässer mit ozonangereicherter Luft 

2022 

Richtlinie 2009/41/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 6. Mai 2009 über die An­
wendung genetisch veränderter Mikroorganismen in geschlossenen Systemen 

2022 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 1337/2013 der Kommission vom 13. Dezember 2013 mit 
Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EU) Nr. 1169/2011 des Europäischen Parlaments 
und des Rates hinsichtlich der Angabe des Ursprungslandes bzw. Herkunftsortes von frischem, ge­
kühltem oder gefrorenem Schweine-, Schaf-, Ziegen- und Geflügelfleisch 

2022 

Verordnung (EU) Nr. 115/2010 der Kommission vom 9. Februar 2010 zur Festlegung der Bedin­
gungen für die Verwendung von aktiviertem Aluminiumoxid zur Entfernung von Fluorid aus natür­
lichen Mineralwässern und Quellwässern 

2023 

Entscheidung 2000/608/EG der Kommission vom 27. September 2000 über Leitlinien für die Risi­
kobewertung gemäß Anhang III der Richtlinie 90/219/EWG des Rates über die Anwendung gene­
tisch veränderter Mikroorganismen in geschlossenen Systemen 

2023 

Verordnung (EU) Nr. 28/2012 der Kommission vom 11. Januar 2012 mit Bescheinigungsanforde­
rungen für die Einfuhr in und die Durchfuhr durch die Europäische Union bestimmter zusammen­
gesetzter Erzeugnisse und zur Änderung der Entscheidung 2007/275/EG und der Verordnung (EG) 
Nr. 1162/2009 

2023 

Entscheidung 2005/34/EG der Kommission vom 11. Januar 2005 zur Festlegung einheitlicher Nor­
men für die Untersuchung von aus Drittländern eingeführten Erzeugnissen tierischen Ursprungs 
auf bestimmte Rückstände 

2023 

Richtlinie 82/711/EWG des Rates vom 18. Oktober 1982 über die Grundregeln für die Ermittlung 
der Migration aus Materialien und Gegenständen aus Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Le­
bensmitteln in Berührung zu kommen 

2023 

Richtlinie 84/500/EWG des Rates vom 15. Oktober 1984 zur Angleichung der Rechtsvorschriften 
der Mitgliedstaaten über Keramikgegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berüh­
rung zu kommen 

2023 

Richtlinie 96/8/EG der Kommission vom 26. Februar 1996 über Lebensmittel für kalorienarme Er­
nährung zur Gewichtsverringerung 

2023 

Entscheidung 2002/812/EG des Rates vom 3. Oktober 2002 zur Festlegung — gemäß Richtlinie 
2001/18/EG des Europäischen Parlaments und des Rates — des Schemas für die Zusammenfassung 
der Anmeldeinformationen zum Inverkehrbringen genetisch veränderter Organismen als Produkte 
oder in Produkten 

2023 

Verordnung (EU) Nr. 210/2013 der Kommission vom 11. März 2013 über die Zulassung von 
Sprossen erzeugenden Betrieben gemäß der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen Parla­
ments und des Rates 

2024 
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Verordnung (EU) Nr. 579/2014 der Kommission vom 28. Mai 2014 über eine Ausnahmeregelung 
zu einigen Bestimmungen des Anhangs II der Verordnung (EG) Nr. 852/2004 des Europäischen 
Parlaments und des Rates hinsichtlich der Beförderung flüssiger Öle und Fette auf dem Seeweg 

2024 

Verordnung (EU) Nr. 432/2012 der Kommission vom 16. Mai 2012 zur Festlegung einer Liste zu­
lässiger anderer gesundheitsbezogener Angaben über Lebensmittel als Angaben über die Reduzie­
rung eines Krankheitsrisikos sowie die Entwicklung und die Gesundheit von Kindern 

2024 

Richtlinie 85/572/EWG des Rates vom 19. Dezember 1985 über die Liste der Simulanzlösemittel 
für die Migrationsuntersuchungen von Materialien und Gegenständen aus Kunststoff, die dazu be­
stimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen 

2024 

Verordnung (EG) Nr. 124/2009 der Kommission vom 10. Februar 2009 zur Festlegung von 
Höchstgehalten an Kokzidiostatika und Histomonostatika, die in Lebensmitteln aufgrund unver­
meidbarer Verschleppung in Futtermittel für Nichtzieltierarten vorhanden sind 

2024 

Richtlinie 2007/42/EG der Kommission vom 29. Juni 2007 über Materialien und Gegenstände aus 
Zellglasfolien, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen 

2024 

Empfehlung 2011/516/EU der Kommission vom 23. August 2011 zur Reduzierung des Anteils 
von Dioxinen, Furanen und PCB in Futtermitteln und Lebensmitteln 

2025 

Empfehlung 2006/794/EG der Kommission vom 16. November 2006 für das Monitoring der Hin­
tergrundbelastung von Lebensmitteln mit Dioxinen, dioxinähnlichen PCB und nicht dioxinähnlichen 
PCB 

2025 

Verordnung (EU) Nr. 589/2014 der Kommission vom 2. Juni 2014 zur Festlegung der Probenah­
meverfahren und Analysemethoden für die Kontrolle der Gehalte an Dioxinen, dioxinähnlichen 
PCB und nicht dioxinähnlichen PCB in bestimmten Lebensmitteln sowie zur Aufhebung der Verord­
nung (EU) Nr. 252/2012 

2025 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 503/2013 der Kommission vom 3. April 2013 über Anträge 
auf Zulassung genetisch veränderter Lebens- und Futtermittel gemäß der Verordnung (EG) 
Nr. 1829/2003 des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Änderung der Verordnungen 
(EG) Nr. 641/2004 und (EG) Nr. 1981/2006 der Kommission 

2025 

Empfehlung 2003/598/EG der Kommission vom 11. August 2003 zur Prävention und Reduzierung 
der Patulinkontamination von Apfelsaft und Apfelsaftzutaten in anderen Getränken 

2026 

Richtlinie 1999/2/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Februar 1999 zur An­
gleichung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über mit ionisierenden Strahlen behandelte Le­
bensmittel und Lebensmittelbestandteile 

2026 

Richtlinie 1999/3/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Februar 1999 über die 
Festlegung einer Gemeinschaftsliste von mit ionisierenden Strahlen behandelten Lebensmitteln und 
Lebensmittelbestandteilen 

2026 

Verordnung (EU) Nr. 907/2013 der Kommission vom 20. September 2013 zur Festlegung von Re­
geln für Anträge auf Verwendung allgemeiner Bezeichnungen 

2026 

Richtlinie 2009/32/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. April 2009 zur Anglei­
chung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über Extraktionslösungsmittel, die bei der Herstel­
lung von Lebensmitteln und Lebensmittelzutaten verwendet werden 

2026 

Verordnung (EG) Nr. 450/2009 der Kommission vom 29. Mai 2009 über aktive und intelligente 
Materialien und Gegenstände, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kommen 

2026 
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Verordnung (EU) Nr. 284/2011 der Kommission vom 22. März 2011 mit besonderen Bedingungen 
und detaillierten Verfahren für die Einfuhr von Polyamid- und Melamin-Kunststoffküchenartikeln, 
deren Ursprung oder Herkunft die Volksrepublik China bzw. die Sonderverwaltungsregion Hong­
kong, China, ist 

2026 

Verordnung (EG) Nr. 282/2008 der Kommission vom 27. März 2008 über Materialien und Gegen­
stände aus recyceltem Kunststoff, die dazu bestimmt sind, mit Lebensmitteln in Berührung zu kom­
men, und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2023/2006 

2026 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 321/2011 der Kommission vom 1. April 2011 zur Änderung 
der Verordnung (EU) Nr. 10/2011 hinsichtlich der Beschränkung der Verwendung von Bisphenol 
A in Säuglingsflaschen aus Kunststoff 

2026 

Abschnitt 3 — Pflanzenschutz  

Richtlinie 2008/61/EG der Kommission vom 17. Juni 2008 mit den Bedingungen, unter denen be­
stimmte Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und andere Gegenstände gemäß den Anhängen I bis V der 
Richtlinie 2000/29/EG des Rates zu Versuchs-, Forschungs- und Züchtungszwecken in die Gemein­
schaft oder bestimmte Schutzgebiete derselben eingeführt oder darin verbracht werden dürfen 

2015 

Empfehlung 2014/63/EU der Kommission vom 6. Februar 2014 über Maßnahmen zur Bekämp­
fung von Diabrotica virgifera virgifera Le Conte in Gebieten der Union, in denen er nachgewiesen 
wurde 

2015 

Richtlinie 2004/105/EG der Kommission vom 15. Oktober 2004 zur Festlegung der Muster der 
amtlichen Pflanzengesundheitszeugnisse und Pflanzengesundheitszeugnisse für die Wiederausfuhr, 
die den in Richtlinie 2000/29/EG des Rates aufgeführten Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und sons­
tigen Gegenständen aus Drittländern beiliegen 

2015 

Richtlinie 94/3/EG der Kommission vom 21. Januar 1994 über ein Verfahren zur Meldung der Be­
anstandung einer Sendung oder eines Schadorganismus, die aus einem Drittland stammen und eine 
unmittelbare Gefahr für die Pflanzengesundheit darstellen 

2015 

Richtlinie 2000/29/EG des Rates vom 8. Mai 2000 über Maßnahmen zum Schutz der Gemein­
schaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Schadorganismen der Pflanzen und Pflanzen­
erzeugnisse 

2016 

Richtlinie 92/90/EWG der Kommission vom 3. November 1992 über die Verpflichtungen der Er­
zeuger und Einführer von Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen oder anderen Gegenständen sowie über 
die Einzelheiten ihrer Registrierung 

2016 

Richtlinie 2007/33/EG des Rates vom 11. Juni 2007 zur Bekämpfung von Kartoffelnematoden und 
zur Aufhebung der Richtlinie 69/465/EWG 

2016 

Richtlinie 98/57/EG des Rates vom 20. Juli 1998 zur Bekämpfung von Ralstonia solanacearum 
(Smith) Yabuuchi et al. 

2017 

Richtlinie 2004/103/EG der Kommission vom 7. Oktober 2004 zur Regelung der Nämlichkeitskon­
trollen und Gesundheitsuntersuchungen von in Anhang V Teil B der Richtlinie 2000/29/EG des Ra­
tes genannten Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und anderen Gegenständen, die an einem anderen 
Ort als dem Ort des Eingangs in das Gebiet der Gemeinschaft oder an einem nahe gelegenen Ort 
durchgeführt werden können 

2017 

Richtlinie 93/85/EWG des Rates vom 4. Oktober 1993 zur Bekämpfung der bakteriellen Ringfäule 
der Kartoffel 

2017 
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Verordnung (EG) Nr. 1756/2004 der Kommission vom 11. Oktober 2004 zur Festlegung der erfor­
derlichen Angaben sowie der Kriterien für Art und Umfang der Verringerung der Häufigkeit der 
Pflanzengesundheitsuntersuchungen bei bestimmten in Anhang V Teil B der Richtlinie 2000/29/EG 
des Rates aufgeführten Pflanzen, Pflanzenerzeugnissen und anderen Gegenständen 

2018 

Richtlinie 98/22/EG der Kommission vom 15. April 1998 mit Mindestanforderungen für die 
Durchführung von Pflanzengesundheitskontrollen von aus Drittländern eingeführten Pflanzen, 
Pflanzenerzeugnissen oder anderen Gegenständen in der Gemeinschaft an anderen Kontrollstellen 
als denen des Bestimmungsorts 

2018 

Richtlinie 92/70/EWG der Kommission vom 30. Juli 1992 mit Einzelheiten zu den für die Aner­
kennung von Schutzgebieten in der Gemeinschaft erforderlichen Untersuchungen 

2018 

Richtlinie 93/51/EWG der Kommission vom 24. Juni 1993 mit Vorschriften über das Verbringen 
bestimmter Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und anderer Gegenstände durch Schutzgebiete und über 
das Verbringen bestimmter Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse und anderer Gegenstände mit Ursprung 
in und innerhalb von Schutzgebieten 

2018 

Richtlinie 68/193/EWG des Rates vom 9. April 1968 über den Verkehr mit vegetativem Vermeh­
rungsgut von Reben 

2018 

Richtlinie 2008/72/EG des Rates vom 15. Juli 2008 über das Inverkehrbringen von Gemüsepflanz­
gut und Gemüsevermehrungsmaterial mit Ausnahme von Saatgut 

2018 

Verordnung (EU) Nr. 544/2011 der Kommission vom 10. Juni 2011 zur Durchführung der Verord­
nung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Datenanfor­
derungen für Wirkstoffe 

2018 

Verordnung (EU) Nr. 283/2013 der Kommission vom 1. März 2013 zur Festlegung der Datenanfor­
derungen für Wirkstoffe gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments 
und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 

2018 

Richtlinie 2002/63/EG der Kommission vom 11. Juli 2002 zur Festlegung gemeinschaftlicher Pro­
benahmemethoden zur amtlichen Kontrolle von Pestizidrückständen in und auf Erzeugnissen 
pflanzlichen und tierischen Ursprungs und zur Aufhebung der Richtlinie 79/700/EWG 

2018 

Richtlinie 66/401/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit Futterpflanzensaatgut 2019 

Richtlinie 66/402/EWG des Rates vom 14. Juni 1966 über den Verkehr mit Getreidesaatgut 2019 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 844/2012 der Kommission vom 18. September 2012 zur Fest­
legung der notwendigen Bestimmungen für das Erneuerungsverfahren für Wirkstoffe gemäß der 
Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates über das Inverkehr­
bringen von Pflanzenschutzmitteln 

2019 

Durchführungsbeschluss 2012/756/EU der Kommission vom 5. Dezember 2012 über Maßnahmen 
zum Schutz der Union gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Pseudomonas syringae pv. acti­
nidiae Takikawa, Serizawa, Ichikawa, Tsuyumu & Goto 

2019 

Richtlinie 2008/90/EG des Rates vom 29. September 2008 über das Inverkehrbringen von Vermeh­
rungsmaterial und Pflanzen von Obstarten zur Fruchterzeugung 

2019 

Richtlinie 98/56/EG des Rates vom 20. Juli 1998 über das Inverkehrbringen von Vermehrungsma­
terial von Zierpflanzen 

2019 
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Richtlinie 2002/54/EG des Rates vom 13. Juni 2002 über den Verkehr mit Betarübensaatgut 2019 

Richtlinie 2002/55/EG des Rates vom 13. Juni 2002 über den Verkehr mit Gemüsesaatgut 2019 

Durchführungsbeschluss 2012/138/EU der Kommission vom 1. März 2012 über Dringlichkeits­
maßnahmen zum Schutz der Union gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Anoplophora 
chinensis (Forster) 

2020 

Durchführungsbeschluss 2012/270/EU der Kommission vom 16. Mai 2012 über Dringlichkeits­
maßnahmen zum Schutz der Union gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Epitrix cucumeris 
(Harris), Epitrix papa sp. n., Epitrix subcrinita (Lec.) und Epitrix tuberis (Gentner) 

2020 

Richtlinie 2002/56/EG des Rates vom 13. Juni 2002 über den Verkehr mit Pflanzkartoffeln 2020 

Richtlinie 2002/57/EG des Rates vom 13. Juni 2002 über den Verkehr mit Saatgut von Öl- und Fa­
serpflanzen 

2020 

Entscheidung 81/675/EWG vom 28. Juli 1981 zur Feststellung, dass bestimmte Verschlußsysteme 
nicht wiederverwendbare Verschlußsysteme im Sinne der Richtlinien 66/400/EWG, 66/401/EWG, 
66/402/EWG, 69/208/EWG und 70/458/EWG des Rates sind 

2020 

Entscheidung 2003/17/EG des Rates vom 16. Dezember 2002 über die Gleichstellung von Feldbe­
sichtigungen von Saatgutvermehrungsbeständen in Drittländern und über die Gleichstellung von in 
Drittländern erzeugtem Saatgut 

2020 

Verordnung (EG) Nr. 217/2006 der Kommission vom 8. Februar 2006 mit Regeln für die Anwen­
dung der Richtlinien 66/401/EWG, 66/402/EWG, 2002/54/EG, 2002/55/EG und 2002/57/EG des 
Rates hinsichtlich der Ermächtigung der Mitgliedstaaten, den Anforderungen in Bezug auf die Min­
destkeimfähigkeit nicht entsprechendes Saatgut vorübergehend zum Verkehr zuzulassen 

2020 

Verordnung (EU) Nr. 284/2013 der Kommission vom 1. März 2013 zur Festlegung der Datenanfor­
derungen für Pflanzenschutzmittel gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen 
Parlaments und des Rates über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln 

2020 

Verordnung (EU) Nr. 547/2011 der Kommission vom 8. Juni 2011 zur Durchführung der Verord­
nung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Kennzeich­
nungsanforderungen für Pflanzenschutzmittel 

2020 

Richtlinie 2009/128/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 2009 über 
einen Aktionsrahmen der Gemeinschaft für die nachhaltige Verwendung von Pestiziden 

2020 

Richtlinie 2006/91/EG des Rates vom 7. November 2006 zur Bekämpfung der San-José-Schildlaus 2021 

Entscheidung 2006/464/EG der Kommission vom 27. Juni 2006 über vorläufige Maßnahmen zum 
Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Dryocosmus kuriphilus Yasu­
matsu 

2021 

Entscheidung 2007/365/EG der Kommission vom 25. Mai 2007 über Dringlichkeitsmaßnahmen 
zum Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Rhynchophorus ferrugi­
neus (Olivier) 

2021 
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Verordnung (EU) Nr. 546/2011 der Kommission vom 10. Juni 2011 zur Durchführung der Verord­
nung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich einheitlicher 
Grundsätze für die Bewertung und Zulassung von Pflanzenschutzmitteln 

2021 

Entscheidung 2002/757/EG der Kommission vom 19. September 2002 über vorläufige Sofortmaß­
nahmen zur Verhinderung der Einschleppung und Ausbreitung von Phytophthora ramorum Werres, 
De Cock & Man in 't Veld sp. nov. in die bzw. in der Gemeinschaft 

2022 

Durchführungsbeschluss 2014/497/EU der Kommission vom 23. Juli 2014 über Maßnahmen zum 
Schutz der Union gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Xylella fastidiosa (Well and Raju) 

2022 

Durchführungsbeschluss 2012/535/EU der Kommission vom 26. September 2012 über Sofortmaß­
nahmen gegen die Ausbreitung von Bursaphelenchus xylophilus (Steiner et Buhrer) Nickle et al. (Kie­
fernfadenwurm) 

2022 

Entscheidung 80/755/EWG der Kommission vom 17. Juli 1980 zur Genehmigung der vorschrifts­
gemäßen Kennzeichnung der Verpackungen von Getreidesaatgut 

2022 

Richtlinie 2004/29/EG der Kommission vom 4. März 2004 zur Festlegung von Merkmalen und 
Mindestanforderungen für die Prüfung von Rebsorten 

2022 

Richtlinie 93/61/EWG der Kommission vom 2. Juli 1993 zur Aufstellung der Tabelle mit den An­
forderungen an Gemüsepflanzgut und Gemüsevermehrungsmaterial mit Ausnahme von Saatgut ge­
mäß der Richtlinie 92/33/EWG des Rates 

2022 

Richtlinie 93/62/EWG der Kommission vom 5. Juli 1993 mit Durchführungsvorschriften für die 
Überwachung und Überprüfung von Versorgern und Einrichtungen gemäß der Richtlinie 
92/33/EWG des Rates über das Inverkehrbringen von Gemüsepflanzgut und Gemüsevermehrungs­
material mit Ausnahme von Saatgut 

2022 

Richtlinie 93/48/EWG der Kommission vom 23. Juni 1993 zur Festlegung der Tabelle mit den An­
forderungen an Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten zur Fruchterzeugung gemäß der 
Richtlinie 92/34/EWG des Rates 

2022 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 der Kommission vom 25. Mai 2011 zur Durchfüh­
rung der Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich 
der Liste zugelassener Wirkstoffe 

2022 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 541/2011 der Kommission vom 1. Juni 2011 zur Änderung 
der Durchführungsverordnung (EU) Nr. 540/2011 zur Durchführung der Verordnung (EG) 
Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich der Liste zugelassener 
Wirkstoffe 

2022 

Entscheidung 2004/371/EG der Kommission vom 20. April 2004 über die Bedingungen für das In­
verkehrbringen von Saatgutmischungen für Futterpflanzen 

2023 

Richtlinie 2008/124/EG der Kommission vom 18. Dezember 2008 zur Beschränkung des Verkehrs 
mit Saatgut bestimmter Arten von Futter-, Öl- und Faserpflanzen auf amtlich als Basissaatgut oder 
zertifiziertes Saatgut anerkanntes Saatgut 

2023 

Richtlinie 2010/60/EU der Kommission vom 30. August 2010 mit Ausnahmeregelungen für das 
Inverkehrbringen von Futterpflanzensaatgutmischungen zur Erhaltung der natürlichen Umwelt 

2023 
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Durchführungsbeschluss 2012/340/EU der Kommission vom 25. Juni 2012 über die Durchführung 
eines zeitlich befristeten Versuchs gemäß den Richtlinien 66/401/EWG, 66/402/EWG, 2002/54/EG, 
2002/55/EG und 2002/57/EG des Rates im Hinblick auf die Feldbesichtigung unter amtlicher Über­
wachung bei Basissaatgut und Zuchtsaatgut der dem Basissaatgut vorhergehenden Generationen 

2023 

Entscheidung 2009/109/EG der Kommission vom 9. Februar 2009 zur Durchführung eines zeitlich 
befristeten Versuchs mit bestimmten Ausnahmeregelungen für den Verkehr mit Saatgutmischungen, 
die zur Nutzung als Futterpflanzen gemäß der Richtlinie 66/401/EWG des Rates bestimmt sind, 
um festzustellen, ob bestimmte in den Richtlinien 66/401/EWG, 66/402/EWG, 2002/55/EG oder 
2002/57/EG des Rates nicht aufgeführte Arten die Anforderungen für eine Aufnahme in Artikel 2 
Absatz 1 Abschnitt A der Richtlinie 66/401/EWG erfüllen 

2023 

Entscheidung 2004/200/EG der Kommission vom 27. Februar 2004 mit Maßnahmen zum Schutz 
der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung des Pepino Mosaic Virus 

2023 

Richtlinie 93/64/EWG der Kommission vom 5. Juli 1993 mit Durchführungsvorschriften für die 
Überwachung und Überprüfung von Versorgern und Einrichtungen gemäß der Richtlinie 
92/34/EWG des Rates über das Inverkehrbringen von Vermehrungsmaterial und Pflanzen von 
Obstarten zur Fruchterzeugung 

2023 

Richtlinie 93/79/EWG der Kommission vom 21. September 1993 mit zusätzlichen Durchführungs­
bestimmungen für die von den Versorgern gemäß der Richtlinie 92/34/EWG des Rates geführten 
Sortenlisten von Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Obstarten zur Fruchterzeugung 

2023 

Richtlinie 93/49/EWG der Kommission vom 23. Juni 1993 zur Festlegung der Tabelle mit den An­
forderungen an Vermehrungsmaterial und Pflanzen von Zierpflanzenarten gemäß der Richtlinie 
91/682/EWG des Rates 

2023 

Richtlinie 1999/66/EG der Kommission vom 28. Juni 1999 zur Festlegung von Anforderungen an 
das vom Versorger erstellte Etikett oder sonstige Dokument gemäß der Richtlinie 98/56/EG des Ra­
tes 

2023 

Richtlinie 1999/68/EG der Kommission vom 28. Juni 1999 mit zusätzlichen Durchführungsbestim­
mungen für die von den Versorgern gemäß der Richtlinie 98/56/EG des Rates geführten Sortenlis­
ten für Zierpflanzen 

2023 

Verordnung (EG) Nr. 1107/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 21. Oktober 
2009 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln und zur Aufhebung der Richtlinien 
79/117/EWG und 91/414/EWG des Rates 

2023 

Richtlinie 74/647/EWG des Rates vom 9. Dezember 1974 zur Bekämpfung von Nelkenwicklern 2024 

Entscheidung 2007/433/EG der Kommission vom 18. Juni 2007 über vorläufige Dringlichkeits­
maßnahmen zum Schutz der Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Gibbe­
rella circinata Nirenberg & O'Donnell 

2024 

Verordnung (EG) Nr. 2301/2002 der Kommission vom 20. Dezember 2002 mit Durchführungs­
bestimmungen zu der Richtlinie 1999/105/EG des Rates hinsichtlich der Definition kleiner Mengen 
von Saatgut 

2024 

Richtlinie 2003/90/EG der Kommission vom 6. Oktober 2003 mit Durchführungsbestimmungen 
zu Artikel 7 der Richtlinie 2002/53/EG des Rates hinsichtlich der Merkmale, auf welche sich die 
Prüfungen mindestens zu erstrecken haben, und der Mindestanforderungen für die Prüfung be­
stimmter Sorten landwirtschaftlicher Pflanzenarten 

2024 
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Entscheidung 2004/842/EG der Kommission vom 1. Dezember 2004 über Durchführungsbestim­
mungen, nach denen die Mitgliedstaaten das Inverkehrbringen von Saatgut der Sorten genehmigen 
können, für die die Aufnahme in den einzelstaatlichen Sortenkatalog für landwirtschaftliche Pflan­
zenarten oder für Gemüsearten beantragt wurde 

2024 

Verordnung (EG) Nr. 637/2009 der Kommission vom 22. Juli 2009 mit Durchführungsbestim­
mungen über die Eignung von Sortenbezeichnungen für landwirtschaftliche Pflanzenarten und für 
Gemüsearten 

2024 

Entscheidung 90/639/EWG der Kommission vom 12. November 1990 zur Festlegung der Bezeich­
nungen von Sorten, die aus den in der Entscheidung 89/7/EWG der Kommission aufgeführten Ge­
müsesorten entwickelt worden sind 

2024 

Durchführungsverordnung (EU) Nr. 208/2013 der Kommission vom 11. März 2013 über die An­
forderungen an die Rückverfolgbarkeit von Sprossen und von Samen zur Erzeugung von Sprossen 

2024 

Durchführungsbeschluss 2012/697/EU der Kommission vom 8. November 2012 hinsichtlich Maß­
nahmen zum Schutz vor der Einschleppung der Gattung Pomacea (Perry) in die EU und ihrer Aus­
breitung in der EU 

2025 

Richtlinie 93/50/EWG der Kommission vom 24. Juni 1993 über die amtliche Registrierung der Er­
zeuger bestimmter, nicht in Anhang V Teil A der Richtlinie 77/93/EWG des Rates aufgeführter 
Pflanzen bzw. der Sammel- und Versandstellen im Gebiet der Erzeugung 

2025 

Richtlinie 2003/91/EG der Kommission vom 6. Oktober 2003 mit Durchführungsbestimmungen 
zu Artikel 7 der Richtlinie 2002/55/EG des Rates hinsichtlich der Merkmale, auf welche sich die 
Prüfungen mindestens zu erstrecken haben, und der Mindestanforderungen für die Prüfung be­
stimmter Sorten von Gemüsearten 

2025 

Durchführungsrichtlinie 2014/20/EU der Kommission vom 6. Februar 2014 mit den EU-Klassen 
für Basispflanzgut und zertifiziertes Pflanzgut von Kartoffeln sowie den für diese Klassen geltenden 
Anforderungen und Bezeichnungen 

2025 

Durchführungsrichtlinie 2014/21/EU der Kommission vom 6. Februar 2014 mit Mindestanforde­
rungen an Vorstufenpflanzgut von Kartoffeln und mit den EU-Klassen für dieses Vorstufenpflanz­
gut 

2025 

Entscheidung 97/125/EG der Kommission vom 24. Januar 1997 zur Genehmigung der vorschrifts­
mäßigen Kennzeichnung der Verpackungen von Saatgut von Öl- und Faserpflanzen und zur Ände­
rung der Entscheidung 87/309/EWG zur Genehmigung der vorschriftsmäßigen Kennzeichnung der 
Verpackungen von Saatgut bestimmter Futterpflanzen 

2025 

Richtlinie 92/105/EWG der Kommission vom 3. Dezember 1992 über eine begrenzte Vereinheitli­
chung der bei der Verbringung bestimmter Pflanzen, Pflanzenerzeugnisse oder anderer Gegenstände 
innerhalb der Gemeinschaft zu verwendenden Pflanzenpässe, zur Festlegung des Verfahrens für 
ihre Ausstellung sowie der Kriterien und des Verfahrens betreffend Austauschpässe 

2025 

Verordnung (EU) Nr. 211/2013 der Kommission vom 11. März 2013 über die Anforderungen an 
die Bescheinigung für die Einfuhr von Sprossen und von Samen zur Erzeugung von Sprossen in die 
Union 

2025 

Entscheidung 2004/266/EG der Kommission vom 17. März 2004 zur Genehmigung des Aufdrucks 
der vorgeschriebenen Angaben in unverwischbarer Farbe auf den Verpackungen von Saatgut von 
Futterpflanzen 

2026 

Durchführungsbeschluss 2014/87/EU der Kommission vom 13. Februar 2014 über Maßnahmen 
zur Verhinderung der Ausbreitung von Xylella fastidiosa (Well und Raju) innerhalb der Union 

2026 

Entscheidung 2007/410/EG der Kommission vom 12. Juni 2007 über Maßnahmen zum Schutz der 
Gemeinschaft gegen die Einschleppung und Ausbreitung von Potato spindle tuber viroid 

2026 
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Richtlinie 2008/62/EG der Kommission vom 20. Juni 2008 mit Ausnahmeregelungen für die Zu­
lassung von Landsorten und anderen Sorten, die an die natürlichen örtlichen und regionalen Gege­
benheiten angepasst und von genetischer Erosion bedroht sind, sowie für das Inverkehrbringen von 
Saatgut bzw. Pflanzkartoffeln dieser Sorten 

2026 

Richtlinie 2009/145/EG der Kommission vom 26. November 2009 mit Ausnahmeregelungen für 
die Zulassung von Gemüselandsorten und anderen Sorten, die traditionell an besonderen Orten 
und in besonderen Regionen angebaut werden und von genetischer Erosion bedroht sind, sowie 
von Gemüsesorten, die an sich ohne Wert für den Anbau zu kommerziellen Zwecken sind, aber 
für den Anbau unter besonderen Bedingungen gezüchtet werden, sowie für das Inverkehrbringen 
von Saatgut dieser Landsorten und anderen Sorten 

2026 

Verordnung (EG) Nr. 2100/94 des Rates vom 27. Juli 1994 über den gemeinschaftlichen Sorten­
schutz 

2026 

Verordnung (EG) Nr. 1768/95 der Kommission vom 24. Juli 1995 über die Ausnahmeregelung ge­
mäß Artikel 14 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 2100/94 über den gemeinschaftlichen Sorten­
schutz 

2026 

Verordnung (EG) Nr. 874/2009 der Kommission vom 17. September 2009 zur Durchführung der 
Verordnung (EG) Nr. 2100/94 des Rates im Hinblick auf das Verfahren vor dem Gemeinschaftli­
chen Sortenamt 

2026“   
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BERICHTIGUNGEN 

Berichtigung der Verordnung (EU) 2015/995 der Kommission vom 8. Juni 2015 zur Änderung des 
Beschlusses 2012/757/EU über die technische Spezifikation für die Interoperabilität des 
Teilsystems „Verkehrsbetrieb und Verkehrssteuerung“ des Eisenbahnsystems in der Europäischen 

Union 

(Amtsblatt der Europäischen Union L 165 vom 30. Juni 2015) 

Seite 47, Anhang zur Ersetzung von Anhang I des Beschlusses 2012/757/EU, Anlage C Nummer 1.1 Satz 1: 

Anstatt:  „In dieser Anlage werden Regeln für die sicherheitsrelevante Kommunikation zwischen dem 
Zugpersonal, in erster Linie dem Triebfahrzeugführer, und dem Zugfahrten zulassenden Personal des 
Infrastrukturbetreibers festgelegt und insbesondere die Struktur und Methodik dieser Kommunikation 
definiert.“ 

muss es heißen:  „In dieser Anlage werden Regeln für die sicherheitsrelevante Kommunikation zwischen dem 
Zugpersonal, in erster Linie dem Triebfahrzeugführer, und dem Fahrdienstleiter festgelegt und 
insbesondere die Struktur und Methodik dieser Kommunikation definiert.“  
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